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Wir wünschen all unseren Leserinnen 
und Lesern ein gutes und erfolgreiches 
Neues Jahr 2012! 

Die nächste Ausgabe des Düsseldorfer 
Amtsblattes erscheint am 14. Januar 2012 
als Doppelnummer 1/2 . 

Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen
Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Personenaufzugs­
anlage, Schule Siegburger Straße. Umfang 
der Leistung: Erneuerung des Personenaufzuges 
in der Elly-Heuss-Knapp-Schule, bis 630 kg, 1 m/ 
sek., mit elektrischem Seilantrieb, 4 St Haltestel­
len in vorhandenen Schacht einbauen. Ausfüh­
rungs-/ Lieferzeit: 09. Kalenderwoche 2012 bis 
28. Kalenderwoche 2012. Nebenangebote sind 
nicht zugelassen. Sicherheiten: keine. Ausgabe 
ab: 02.01.2012. Ausgabe bis: 17.01.2012. 
Druckkosten: 8,- Euro (Druckkosten werden nicht 
erstattet). Eröffnung der Angebote: 24.01.2012 
um 10:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 
16.02.2012. Referenzen sind dem Angebot 
gemäß den Vergabeunterlagen beizufügen. 

Amt für Verkehrsmanagement 

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Tunnelbau- und 
Infrastrukturmaßnahmen, TP 14 und 16 
Technische Ausrüstung, Kö-Bogen. Gesamt­
menge bzw. -umfang: Erstellung von Leerrohr­
trassen und E 90 Trassen, Energieversorgung 
(Mittel- und Niederspannung), Beleuchtungsanla­
gen, Belüftungsanlage, Videoanlage, Lautspre­
cheranlage, Brandmeldeanlage, Tunnelfunk; 52 
Strahllüfter, 319 Tunnelleuchten in LED-Technik, 
244 Tunnelleuchten in NAH-Technik, 1 Mittelspan­
nungsschaltanlage mit 3 Gießharztransformato­
ren á 800 kVA, 1 USV-Anlage 200 kVA mit Batte­
rieanlage 1h, 1 Tunnelfunkanlage analog/ digital 
mit 1550 m Strahlkabel, Beschallungsanlage mit 
27 Grenzflächenhörnern und 12 Druckkammer­
lautsprechern, Videoanlage mit 39 Videokameras 
und Videobildauswertung/ -speicherung, 15 Not­
rufstationen (Wandnischen), 55 Fluchtwegkenn­
zeichnungs- und Orientierungsleuchten, 334 Akti­
ve Leiteinrichtungen, Tunnelbrandmeldeanlage 
mit 3200 m Sensorkabel, Löschwasseranlage 
mit Druckerhöhungsanlage und 15 Wandhydran­
tennischen, 2 Hebewerke á 3 Pumpen. Keine 
Lose. Optionen: Technische Ausstattung des Tun­
nels 2. Bauabschnitt, Verlängerung des War­
tungsvertrages um 5 Jahre. Varianten/ Alternativ­
angebote sind nicht zulässig. Vertragslaufzeit 
bzw. Beginn und Ende der Auftragsausführung: 
Dauer in Monaten: 17. Ausgabe der Unterlagen 
ab: 02.01.2012. Ausgabe bis: 15.02.2012. Es 
entstehen Druckkosten in Höhe von 60,- Euro 
(Druckkosten werden nicht erstattet). Schlusster­
min für den Eingang der Angebote: 22.02.2012 

um 10:00 Uhr. Zuschlags- und Binde frist: 
07.05.2012. Geforderte Kautionen und Sicher­
heiten: 5 % der Netto-Auftragssumme als Sicher­
heit für die Vertragserfüllung, 3 % der Netto-
Abrechnungssumme als Sicherheit für Mängelan­
sprüche. Wesentliche Finanzierungs- und Zah­
lungsbedingungen bzw. Verweis auf die maßgeb­
lichen Vorschriften: Gemäß den Besonderen Ver­
tragsbedingungen des AG. Rechtsform der Bie­
tergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben 
wird: Gesamtschuldnerisch haftend mit bevoll­
mächtigtem Vertreter. Persönliche Lage des Wirt­
schaftsteilnehmers sowie Auflagen hinsichtlich 
der Eintragung in einem Berufs- oder Handelsre­
gister; Angaben und Formalitäten, die erforder­
lich sind, um die Einhaltung der Auflagen zu über­
prüfen: Vorlage eines aktuellen Auszugs (nicht 
älter als drei Monate zum bekannt gemachten 
Zeitpunkt des Eröffnungstermins) aus dem Han­
delsregister oder Berufsregister (Handwerksrolle, 
Verzeichnis der Handwerkskammer, Register der 
IHK) des Sitzes oder Wohnsitzes der Bewerber; 
für Bewerber, die ihren Sitz nicht in der Bundesre­
publik Deutschland haben, eine entsprechende 
Bescheinigung des Berufsregisters ihres Her­
kunftslandes. Erklärung der Bieter, dass aa) sie 
selbst oder eine nach Satzung oder Gesetz ver­
tretungsberechtigte Person ihres Unternehmens 
nicht nach – § 8 Abs. 1 Nr. 2, §§ 9 bis 11 
SchwArbG, – § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 3 des Drit­
ten Buches Sozialgesetzbuch, – §§ 15, 15a, 16 
Abs. 1, 1b oder 2 des Arbeitnehmerüberlas­
sungs gesetzes, – § 266a Abs. 1 bis 4 des Straf­
gesetzbuches zu einer Freiheitsstrafe von mehr 
als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr 
als neunzig Tagessätzen verurteilt oder mit einer 
Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhun­
dert Euro belegt worden sind, bb) kein Einzelfall 
bekannt ist, in dem auch schon vor der Durchfüh­
rung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens ange­
sichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel 
besteht, dass sie selbst oder eine nach Satzung 
oder Gesetz vertretungsberechtigte Person ihres 
Unternehmens eine der unter aa) genannten, 
schwerwiegenden Verfehlungen begangen hat, 
cc) sie nicht wegen eines Verstoßes nach § 23 
AEntG mit einer Geldbuße von wenigstens zwei­
tausendfünfhundert Euro belegt worden sind, dd) 
kein Einzelfall bekannt ist, in dem auch schon vor 
Durchführung eines Bußgeldverfahrens ange­
sichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel 
an einer schwerwiegenden Verfehlung im Sinne 
von cc) besteht. Nachweis der Anmeldung zur 
Berufsgenossenschaft; Bieter, die ihren Sitz nicht 
in der Bundesrepublik Deutschland haben, kön­
nen eine gleichwertige Bescheinigung des für sie 
zuständigen Versicherungsträgers vorlegen. 
Erklärung der Bieter, dass aa) über ihr Vermögen 
kein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares 
gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet oder die 
Eröffnung beantragt oder der Antrag mangels 
Masse abgelehnt worden ist oder ein Insolvenz-
plan rechtskräftig bestätigt wurde, bb) sich das 
Unternehmen nicht in Liquidation befindet, cc) die 
verantwortlich mit dem Projekt befassten Perso­
nen keine schweren Verfehlungen begangen 
haben, hierzu zählen insbesondere die in § 6a 

Absatz 1 Nr. 1 VOB/A aufgeführten Tatbestände, 
dd) sie ihre Verpflichtung zur Zahlung von Steuern 
und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen 
Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt 
haben. e) Bestätigung des Versicherers über das 
Bestehen einer entsprechenden Betriebshaft­
pflichtversicherung. Der Auftraggeber behält sich 
vor, die Erklärungen der Bieter, die in die engere 
Wahl kommen, durch entsprechende Bescheini­
gungen der zuständigen Stellen bestätigen zu las­
sen. Bei fremdsprachlichen Bescheinigungen ist
eine Übersetzung in deutscher Sprache beizufü­
gen. Bei Angeboten einer Bietergemeinschaft 
sind die vorstehend aufgeführten Nachweise und 
Erklärungen für jedes Mitglied der Bietergemein­
schaft beizubringen. Die Bietergemeinschaft hat 
mit ihrem Angebot eine von allen Mitgliedern 
unterzeichnete Erklärung abzugeben, - in der alle 
Mitglieder aufgeführt sind und ein bevollmächtig­
ter Vertreter als Ansprechpartner genannt wird, 
und in der erklärt wird, - dass der bevollmächtig­
te Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auf­
traggeber rechtsverbindlich vertritt. Sofern sich 
ein Bieter oder eine Bietergemeinschaft zum 
Nachweis seiner/ ihrer wirtschaftlichen und finan­
ziellen und/ oder technischen Leistungsfähigkeit 
nach Ziffern III.2.2 (Wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit) und III.2.3 (Technische Lei­
stungsfähigkeit) auf die Kapazitäten eines ande­
ren Unternehmens beruft, hat er die vorstehend 
dargestellten Nachweise und Erklärungen auch 
für das betreffende Unternehmen vorzulegen. 
Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit: 
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Erklärung über den Gesamtumsatz des Unterneh­
mens in den letzten drei abgeschlossenen Ge ­
schäftsjahren und den entsprechenden Umsatz, 
soweit er Leistungen der Elektrotechnik und 
andere Leistungen betrifft, die mit der zu verge­
benden Leistung vergleichbar sind, unter Ein­
schluss des Anteils des Bieters bei gemeinsam 
mit anderen Unternehmen ausgeführten Leistun­
gen. Den Vergabeunterlagen ist hierfür ein Form­
blatt beigefügt. Bei Angeboten einer Bieterge­
meinschaft ist das entsprechende Formblatt 2 in 
den Vergabeunterlagen zu kopieren und von 
jedem Mitglied der Bietergemeinschaft insoweit 
auszufüllen. Sofern sich ein Bieter oder eine Bie­
tergemeinschaft zum Nachweis seiner/ihrer wirt­
schaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit 
nach Ziffer III.2.2 (Wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit) auf die Kapazitäten eines 
anderen Unternehmens beruft, hat er die vorge­
nannte Erklärung über die Umsätze auch für die­
ses Unternehmen abzugeben. Der Auftraggeber 
wird von dem Bieter beziehungsweise der Bieter­
gemeinschaft, die den Auftrag erhalten soll, die 
formlose Erklärung eines in der Europäischen 
Union zugelassenen Kreditinstitutes abfordern, 
wonach dieses Kreditinstitut im Falle des Ver­
tragsabschlusses eine Vertragserfüllungsbürg­
schaft in Höhe von 5% der Auftragssumme nach 
den Vorgaben von Ziffer 4.2 der Besonderen Ver­
tragsbedingungen (s. Vergabeunterlage) überneh­
men wird. Technische Leistungsfähigkeit; Anga­
ben und Formalitäten, die erforderlich sind, um 
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die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: a) Für 
folgende Leistungen sind maximal 3 vergleichba­
re Projekte im Hinblick auf Randbedingungen, 
Abmessungen und Projektgröße der letzten 15 
Jahre zu benennen: Der Nachweis erfolgt jeweils 
auf Formblättern des Auftraggebers, die den Ver­
gabeunterlagen beiliegen. (aa) Nachweis ausge­
führter Projekte, bei denen der Bieter hauptver­
antwortlich tätig war: Technische Ausrüstung von 
Straßentunneln oder vergleichbaren Bauwerken 
Siehe Formblatt 3. (a) in den Vergabeunterlagen. 
(bb) Nachweis ausgeführter Planungsleistungen 
Ausführungsplanung für die Technische Ausrü­
stung von Straßentunneln oder vergleichbaren 
Bauwerken. Siehe Formblatt 3. (b) in den Verga­
beunterlagen. b) Angaben des Bieters über die 
Gesamtzahl der beschäftigten Mitarbeiter und die 
Anzahl der beschäftigten Mitarbeiter im ange­
botsspezifischen Bereich (Elektrotechnik), geglie­
dert nach Berufsgruppen (Angestellte, Gewerbli­
che). Siehe Formblatt 2 in den Vergabeunterla­
gen. c) Anzahl der Ingenieure im Bereich der Pla­
nung - siehe Formblatt 2. Der Auftraggeber behält 
sich vor, nach Angebotsabgabe von denjenigen 
Bietern, die in die engere Wahl kommen, unter 
strikter Beachtung des Gleichbehandlungsgrund­
satzes Bescheinigungen über die berufliche Befä­
higung der für die Ausführung der Bauleistungen 
verantwortlichen Personen zu fordern. Der Bieter 
hat zu den von ihm in den Formblättern 3a und 3b 
genannten Referenzen einen Ansprechpartner 
beim jeweiligen Auftraggeber sowie eine entspre­
chende Telefonnummer dieses Ansprechpartners 
zu nennen. Der Auftraggeber wird bezüglich der 
Bieter, die in die engere Wahl kommen, bei den 
jeweils genannten Ansprechpartnern Erkundigun­
gen über deren Art und Weise der Leistungser­
bringung, insbesondere deren Termintreue, einho­
len. Bei Angeboten von Bietergemeinschaften 
müssen die Angaben erkennen lassen, auf wel­
ches Mitglied der Bietergemeinschaft sich die 
jeweiligen Auskünfte beziehen. Das Formblatt 2 in 
den Vergabeunterlagen ist von jedem Mitglied der 
Bietergemeinschaft auszufüllen. Sofern sich ein 
Bieter oder eine Bietergemeinschaft zum Nach­
weis seiner/ ihrer technischen Leistungsfähigkeit 
nach Ziffer III.2.3 (Technische Leistungsfähigkeit) 
zur Ausführung des vorliegenden Auftrags auf die 
Fähigkeiten eines anderen Unternehmens berufen 
will, haben sie das entsprechende Formblatt 3a 
und/ oder 3b, das der von diesem Unternehmen 
zu übernehmenden Leistung entspricht, sowie 
das Formblatt 1 und die Angaben zur Anzahl der 
Mitarbeiter und der Anzahl der Ingenieure im 
Formblatt 2 auch für dieses Unternehmen vorzu­
legen. Der Auftraggeber wird von den in der 
engeren Wahl befindlichen Bietern den Nachweis 
darüber verlangen, dass ihnen jeweils die für die 
Ausführung des Auftrages erforderlichen Mittel 
der Unternehmen, auf deren Leistungsfähigkeit 
sie sich berufen, tatsächlich zur Verfügung ste­
hen. Bietergemeinschaften müssen die geforder­
ten Referenzen insgesamt nur einmal pro Bieter­
gemeinschaft und nicht pro Mitglied erbringen. 
Die Nachweise und Erklärungen sind Teil des 
Angebotes und mit dem Angebot zu erbringen. 
Sollten in einem Angebot Nachweise oder Erklä­
rungen, zu denen auch Nachweise und Erklärun­
gen zur Eignung gehören, fehlen, wird der Auf­
traggeber die Nachreichung der fehlenden Nach­
weise und/ oder Erklärungen unter Fristsetzung 
fordern. Werden die fehlenden Nachweise und 
Erklärungen nicht innerhalb dieser Frist nachge­
reicht, wird das Angebot ausgeschlossen. Die 
Frist beginnt am Tage nach Absendung der Auf­
forderung durch den Auftraggeber. Den Zuschlag 
erhält das Angebot mit dem niedrigsten Preis. 
Sonstige Informationen: Bewerber können für Fra­
gen mit dem Auftraggeber schriftlich per Fax 

oder Post in Kontakt treten. Der Auftraggeber 
wird die Antworten ebenfalls schriftlich per Fax 
oder Post versenden. Fragen an den Auftragge­
ber können bis zum 15.02.2012 gestellt werden. 
Einlegung von Rechtsbehelfen, genaue Angaben 
zu den Fristen für die Einlegung von Rechtsbehel­
fen: Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle­
gung von Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs. 2 
GWB endet die Frist, mit der die Unwirksamkeit 
eines Vertrages mit einem Nachprüfungsverfah­
ren geltend gemacht werden kann, 30 Kalender­
tage ab Kenntnis des Verstoßes, der zur Unwirk­
samkeit des Vertrages führt, jedoch nicht später 
als sechs Monate nach Vertragsschluss oder im 
Falle der Veröffentlichung der Bekanntmachung 
der Auftragsvergabe im Supplement zum Amts­
blatt der Europäischen Union 30 Kalendertage 
nach dieser Veröffentlichung. Nach § 107 Abs. 3 
Nr. 1 bis 4 GWB ist der Antrag auf Einleitung 
eines Nachprüfungsverfahrens unzulässig, soweit 
der Antragsteller den gerügten Verstoß gegen 
Vergabevorschriften im Vergabeverfahren erkannt 
und gegenüber dem Auftraggeber nicht unver­
züglich gerügt hat, Verstöße gegen Vergabevor­
schriften, die aufgrund der Bekanntmachung 
erkennbar sind, nicht spätestens bis Ablauf der in 
der Bekanntmachung benannten Frist zur Ange­
botsabgabe oder zur Bewerbung gegenüber dem 
Auftraggebergerügt werden, Verstöße gegen Ver­
gabevorschriften, die erst in den Vergabeunterla­
gen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten 
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mit­
teilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind. Nähere Aus ­
künfte sind erhältlich bei: Landeshauptstadt Düs­
seldorf, Der Oberbürgermeister, Amt für Ver­
kehrsmanagement, 40200 Düsseldorf, Herr 
Weise, Tel.: +49(0)211/89-93984, Fax: +49(0) 
211/89-33984, andreas.weise@ duesseldorf.de. 
Diese Veröffentlichung wurde redaktionell ge ­
kürzt, enthält aber alle maßgeblichen Inhalte der 
EU-weiten Veröffentlichung. Der komplette Veröf­
fentlichungstext kann im Supplement zum Amts­
blatt der EU unter http://simap.europa.eu/
index_de.htm

 
 oder auf den Internet-Seiten der 

Stadt Düsseldorf: http://www.duesseldorf.de/
bauverwaltung/ausschreibung/vob/index.shtml

 
 

eingesehen oder beim Bauver waltungsamt - Sub­
missionsstelle - (Tel. 0211/89-96621 Frau Krapp) 
angefordert werden. 

Stadtbetrieb Zentrale Dienste 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOL) 
Es sollen vergeben werden: Pflege-, Reini­
gungs- und Desinfektionsmittel in 6 Losen, 
Stadtverwaltung Düsseldorf. Umfang der Lei­
stung: Lieferung von Pflege-, Reinigungs- und 
Desinfektionsmittel, Dienststellen der Landes­
hauptstadt Düsseldorf verteilt über das gesamte 
Stadtgebiet; Los 1: Reinigungs- und Pflegemittel; 
Los 2: Desinfektionsmittel für Lehrschwimmbä­
der in Schulen; Los 3: Spülmittel; Los 4: Hand-
waschcreme und -spender; Los 5: Handschuhe; 
Los 6: Hautschutzcreme. 6 Lose. Ausführungs­
und Lieferfrist: 02. April 2012 bis 28. März 
2013. Sicherheitsleistungen: keine. Nebenange­
bote sind nicht zugelassen. Ausgabe der Ange­
botsvordrucke ab: 02.01.2012. Ausgabe bis:  
13.01.2012. Druckkosten: 4,- Euro (Druckkosten 
werden nicht erstattet). Bei dieser Ausschreibung 
besteht die Möglichkeit zur rechtsverbindlichen 
Angebotsabgabe über das Internet. Weitere Infor­
mationen hierzu finden Sie auf der Ausschrei­

bungsseite Bauverwaltungsamt unter Ausschrei­
bungen online. Eröffnung der Angebote: 
20.01.2012 um 10:00 Uhr. Zuschlags- und Bin­
defrist: 30.03.2012. Referenzen sind dem Ange­
bot gemäß den Vergabeunterlagen beizufügen. 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOL) 
Es sollen vergeben werden: Reinigungsgeräte 
und Zubehör in 8 Losen, Stadtverwaltung 
Düsseldorf. Umfang der Leistung: Lieferung von 
Reinigungsgeräten und Zubehör, Dienststellen 
der Landeshauptstadt Düsseldorf verteilt über 
das gesamte Stadtgebiet; Los 1: Fahreimer, 
Papierwagen und Zubehör; Los 2: Halter und 
Bezüge; Los 3: Tücher und Schwämme; Los 4: 
Staubsaugertüten; Los 5: Besen, Wischer, Feger 
etc.; Los 6: Nylpads; Los 7: Plastikbeutel; Los 8: 
Kunststoffartikel. 8 Lose. Ausführungs- und Lie­
ferfrist: 02. April 2012 bis 30. April 2013. 
Sicherheitsleistungen: keine. Nebenangebote 
sind nicht zugelassen. Ausgabe der Angebotsvor ­
drucke ab: 02.01.2012. Ausgabe bis: 13.01. 
2012. Druckkosten: 5,- Euro (Druckkosten wer­
den nicht erstattet). Bei dieser Ausschreibung 
besteht die Möglichkeit zur rechtsverbindlichen 
Angebotsabgabe über das Internet. Weitere Infor­
mationen hierzu finden Sie auf der Ausschrei­
bungsseite Bauverwaltungsamt unter Ausschrei­
bungen online. Eröffnung der Angebote: 20.01. 
2012 um 11:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 
30.03. 2012. Referenzen sind dem Angebot ge ­
mäß den Vergabeunterlagen beizufügen. 

Stadtentwässerungsbetrieb
 

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB)
 
Es sollen vergeben werden: Kanal- und Stra­
ßenbauarbeiten, Hansaallee, Belsenpark.
 
Gesamtmenge bzw. -umfang: Ehemaliger Güter­
bahnhof Oberkassel (Belsenpark), Projekt 041 7 
40A: Verlegung von Regen- und Schmutzwasser­
kanälen in Düsseldorf, Oberkassel; Bau einer Bau­
straße; Straßenbau: 3800 cbm Erdarbeiten, 475 
cbm Oberboden, 1200 cbm Gräben, 15000 qm 
Schottertragschicht, 5500 qm Tragschicht, 
1550 qm Tragdeckschicht; Kanalbau: 13600 
cbm Bodenaushub, 6900 cbm Bodenersatz, 
10600 qm Grabenverbaugeräte, 210 qm Bohr­
pfahlwand, 2460 qm Stahlspundwand, 935 m 
Stzg DN 250, 355 m SB DN 300, 243 m SB DN 
900, 425 m SB DN 1400, 31 St Schächte DN 
1000, 2 St Schächte DN 1200, 2 St Schächte 
DN 1600, 5 St Tangentialschächte DN 1000 für 
DN 900 und 7 St Tangentialschächte für DN 
1400. Keine Lose. Keine Optionen. Varianten/ 
Alternativangebote sind zulässig. Vertragslaufzeit 
bzw. Beginn und Ende der Auftragsausführung: 
02. Mai 2012 bis 13. November 2013. Ausgabe 
der Unterlagen ab: 02.01.2012. Ausgabe bis: 
31.01.2012. Es entstehen Druckkosten in Höhe 
von 41,- Euro  (Druckkosten werden nicht erstat­
tet). Schlusstermin für den Eingang der Angebo­
te: 07.02.2012 um 10:00 Uhr. Zuschlags- und 
Binde frist: 18.04.2012. Geforderte Kautionen 
und Sicherheiten: Sicherheitsleistungen gem. 
VOB/A in Höhe von 5% der Auftragssumme für 
die Ausführung, Sicherheitsleistungen gem. 
VOB/A in Höhe von 3% der Abrechnungssumme 
für die Mängelansprüche. Rechtsform der Bieter­
gemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird: 
Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtig­
tem Vertreter. Persönliche Lage des Wirtschafts­
teilnehmers sowie Auflagen hinsichtlich der Ein­
tragung in einem Berufs- oder Handelsregister 
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 

http://www.duesseldorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/index.shtml
http://simap.europa.eu/index_de.htm
mailto:andreas.weise@duesseldorf.de


Amtliche Bekanntmachungen Nr. 51/52 – 31. Dezember 2011	 Seite 3 

um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Vergabestelle kann im laufenden Vergabever­
fahren (Wertungsverfahren) auf Verlangen Nach­
weise fordern, s. Formblatt 712 EU, Ziffer 8 der 
Vergabeunterlage.  Wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit; Angaben und Formalitäten, 
die erforderlich sind, um die Einhaltung der Aufla­
gen zu überprüfen: - Erklärung der Bietergemein­
schaft; Die Vergabestelle kann im laufenden Ver­
gabeverfahren (Wertungsverfahren) auf Verlangen 
weitere Nachweise fordern; siehe Formblatt 712 
EU, Ziffer 8 der Vergabeunterlage. Technische 
Leistungsfähigkeit; Angaben und Formalitäten, 
die erforderlich sind, um die Einhaltung der Aufla­
gen zu überprüfen a) Angabe von gleichwertigen 
Produkten, b) Güteschutzzeichen ‘Güteschutz 
Kanalbau’ oder positiver Prüfbericht und Ver­
pflichtung zum Vertragsabschluss zur Fremdüber­
wachung mit RAL- Gütesicherung GZ 961, c) 
Benennung NU-Leistungen aller Gewerke einschl. 
aller vorgenannten Nachweise; geforderte Min­
deststandards: zu b) AK 1 / VO oder gleichwer­
tig. Den Zuschlag erhält das wirtschaftlich gün­
stigste Angebot in Bezug auf die nachstehenden 
Kriterien: 1. Preis:  90%; 2. Technischer Wert 10 
%. Einlegung von Rechtsbehelfen, genaue Anga­
ben zu den Fristen für die Einlegung von Rechts­
behelfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB endet die 
Frist, mit der die Unwirksamkeit eines Vertrages 
mit einem Nachprüfungsverfahren geltend ge ­
macht werden kann, 30 Kalendertage nach der 
Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auf­
tragsvergabe im Supplement zum Amtsblatt der 
Europäischen Union. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 
4 GWB ist der Antrag auf Einleitung eines Nach­
prüfungsverfahrens unzulässig, soweit: - der An ­
tragsteller den gerügten Verstoß gegen Vergabe-

vorschriften im Vergabeverfahren erkannt und 
gegenüber dem Auftraggeber nicht unverzüglich 
gerügt hat; - Verstöße gegen Vergabevorschrif­
ten, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar 
sind, nicht spätestens bis Ablauf der in der Be ­
kanntmachung benannten Frist zur Angebotsab­
gabe oder zur Bewerbung gegenüber dem Auf­
traggeber gerügt werden; - Verstöße gegen Ver­
gabevorschriften, die erst in den Vergabeunterla­
gen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten 
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden; ­
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mit­
teilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind. Nähere Aus ­
künfte sind erhältlich bei: Landeshauptstadt Düs­
seldorf, Der Oberbürgermeister, Stadtentwässe­
rungsbetrieb, 40200 Düsseldorf, Frau Ellerhau­
sen, Tel.: +49(0)211/89-26704, Fax: +49 
(0)211/89-29263, marle.ellerhausen@ duessel­
dorf.de. Diese Veröffentlichung wurde redaktio­
nell gekürzt, enthält aber alle maßgeblichen Inhal­
te der EU-weiten Veröffentlichung. Der komplette 
Veröffentlichungstext kann im Supplement zum 
Amtsblatt der EU unter http:// simap.europa.eu/
index_de.htm

 
 oder auf den Internet-Seiten der 

Stadt Düsseldorf: http:// www.duesseldorf.de/
bauverwaltung/ausschreibung/vob/index.shtml

 
 

eingesehen oder beim Bauver waltungsamt - Sub­
missionsstelle - (Tel. 0211/89-96621 Frau Krapp) 
angefordert werden. 

Abgabe der Angebote zu den oben genannten
Öffnungszeiten bei der v.g. Stelle, jedoch in der 
Poststelle des Bauverwaltungsamtes, Zimmer 
3101. Die Angebote sollten möglichst 15 Minuten 

vor dem Eröffnungs-/Abgabetermin dort vorliegen.
Bitte berücksichtigen Sie bei der Übersendung 
Ihrer Angebote einen mindestens 2-tägigen Post-
weg! Angebotseröffnungen nach der VOB finden 
bei v.g. Stelle in Zimmer 3162 in Gegenwart der 
Bieterinnen und Bieter statt (ausgenommen frei­
händige Vergaben). Bei Ausschreibungen nach 
der VOL sind Bieterinnen und Bieter generell nicht 
zugelassen. Teilnahmewettbewerbe: Bewerbun­
gen in deutscher Sprache richten Sie mit den 
geforderten Unterlagen bitte ebenfalls an die v.g. 
Stelle. Die Anträge können auch durch Fax, E-Mail 
oder Telefon übermittelt werden, müssen aber 
vor Ablauf der Bewerbungsfrist bei Vergaben 
nach der VOB/A schriftlich, bei Vergaben nach 
der VOL/A in Textform bestätigt werden. 

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen unterhalb der EU-relevan­
ten Schwellenwerte können sich Bewerberinnen 
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die 
Bezirksregierung Düsseldorf, Am Bonneshof 35, 
40474 Düsseldorf, wenden. 

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen oberhalb der EU-relevanten 
Schwellenwerte können sich Bewerberinnen und 
Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die Verga­
bekammer bei der Bezirksregierung Düsseldorf, 
Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf wenden . 

Alle Ausschreibungsveröffentlichungen finden 
Sie im Internet unter www.duesseldorf.de/
ausschreibung

 
. Soweit technisch möglich, kön­

nen verschiedene Ausschreibungen auch kom­
plett kostenlos abgerufen werden. 

Ungültiger 
Dienstausweis 
Der am 05.08.1991vom Jugendamt ausgestellte 
Dienstausweis mit der Nr. 528 des Mitarbeiters 
Uwe Wolters ist in Verlust geraten und wird für 
ungültig erklärt. 

Der Oberbürgermeister 
Jugendamt 

Kraftloserklärung 
Der am 28.06.2010 ausgehändigte Auszug aus 
der Genehmigungsurkunde für den Gelegenheits­
verkehr mit Taxen mit der Ordnungsnummer 990, 
ausgestellt auf die Firma T-H-V TAXI GmbH, Kaser­
nenstraße 15, 40213 Düsseldorf, gültig bis 
27.06.2015, wird gemäß § 17 Abs.5 des Perso­
nenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 08.08.1990 
(BGBI.I S. 1690) in der jeweils geltenden Fassung 
für kraftlos erklärt. 

Eine Zweitschrift des Auszuges aus der Genehmi­
gungsurkunde wurde am 14.12.2011 ausge­
stellt. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Einwohnerwesen 

Öffentliche Zustellungen 
Amt für Einwohnerwesen:	 

der Ordnungsverfügung vom 29.09.2011, Aktenzei­
chen 33/53 – 451/11 (7527) an Hong Phuoc Pham, 
zuletzt wohnhaft: Dorotheenstraße 82, 40235 Düssel­
dorf. 

Die Ordnungsverfügung kann beim Amt für Einwohner-
wesen – Fahrerlaubnisbehörde – der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf, Höher Weg 101, 40233 Düsseldorf, 
eingesehen bzw. in Empfang genommen werden. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön-
nen. 

Ordnungsamt: 

des Bescheides 3290-1043-1329-8 SB 12 vom 
20.09.2011 an Herrn Valerie Kohlmetz, Bilker Allee 
176c, 40217 Düsseldorf, Deutschland 

des Bescheides 3270-0449-9776-0 SB 003 vom 
14.11.2011 an Yichuan Peng, Frederik Hendrikstr. 8, 
5923 Bk Venlo, Niederlande 

des Bescheides 3270-0450-5861-0 SB 59 vom 
06.12.2011 an Meehan, Michael, Cranley Gardens 
55, N103AB London, Großbritannien 

des Bescheides 3270-0450-5890-3 SB 59 vom 
06.12.2011 an Serafimow, Sergey, Dragancankov. 
Sergey, 9000 Varna, Bulgarien 

des Bescheides 3290-1043-9588-0 SB 51 vom 
25.10.2011 an Klatte, B.H.A., Nieuwe Rijn 30c, 2312 
JD Leiden, Niederlande 

des Bescheides 3270-0450-2292-5 SB 56 vom 
08.11.2011 an Vieira, Octavio, Urbanizacao Dos Bar­
ris Rua AR, 289000 Alchohete, Portugal 

des Bescheides 3250-0041-4576-0 SB 113 an 
Andrew Durrant, Unterbacher Straße 101, 40231 Düs­
seldorf, Düsseldorf 

des Bescheides 3290-1043-6342-2 SB 117 vom 
19.09.2011 an Mustafa Kösek, Sedanstraße 113, 
47229 Duisburg, Deutschland 

des Bescheides 3270-0449-9665-9 SB 114 vom
31.10.2011 an Gillar, Petr, Roztoky Nad Vitavou
2163, 14300 Prag, Tschechische Republik. 

Die Bescheide können beim Ordnungsamt der Landes­
hauptstadt Düsseldorf, Erkrather Straße 1–3, D­
40233 Düsseldorf, eingesehen bzw. in Empfang
genommen werden. 

Mit der öffent lichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Straßenverkehrsamt:

des Bescheides vom 06.12.2011 – amtliches Kenn­
zeichen D-EA1103 – an Zaneta Dalka, wohnhaft Erik­
Nölting-Straße 8, 40227 Düsseldorf. 

Das Schriftstück kann beim Straßenverkehrsamt der
Landeshauptstadt Düsseldorf, Höherweg 101, 40233 
Düsseldorf, eingesehen bzw. in Empfang genommen 
werden. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön­
nen. 

http://www.duesseldorf.de/ausschreibung
http://www.duesseldorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/index.shtml
http://simap.europa.eu/index_de.htm
mailto:marle.ellerhausen@duesseldorf.de
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Abwassersatzung
 
Satzung über die Abwasserbeseitigung der 
Grund stücke im Stadtgebiet Düsseldorf 
(Abwassersatzung) 
vom 21.12.2011
 
(Ddf. Amtsblatt Nr. 51/52 vom 31.12. 2011)
 

Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat am
 
15.12.2011 aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der
 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom
 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV NRW 2023),
 
des § 55 des Gesetzes zur Ordnung des Wasser­
haushaltes (WHG – Wasserhaushaltsgesetz) vom
 
31.07.2009 (BGBI. I S. 2585) sowie der §§ 51 ff.
 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-­
Westfalen (LWG) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 25.06.1995 (GV. NRW. S. 926/SGV
 
NRW 77) zuletzt geändert durch Art. 3 des Geset­
zes vom 16.03.2010 (GV NRW, S. 185) folgende
 
Satzung beschlossen:
 

§ 1 Abwasserbeseitigungspflicht und öffent­
liche Einrichtung 

(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt 
(gemäß § 53 LWG) umfasst das Sammeln, Fort­
leiten, Behandeln und Einleiten des im Stadtge­
biet anfallenden Abwassers sowie die Verwertung 
oder Beseitigung des anfallenden Klärschlam­
mes. 

(2) Die Stadt stellt zum Zwecke der Abwasserbe­
seitigung die erforderlichen Anlagen als öffentli­
che Einrichtung zur Verfügung (öffentliche Abwas­
seranlage). 

(3) Lage, Art und Umfang der öffentlichen Abwas­
seranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung,
Erneuerung, baulichen Unterhaltung, Änderung, 
Erweiterung oder Beseitigung bestimmt die 
Stadt. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
1. 	Abwasser 

Abwasser ist Schmutzwasser und Nieder­
schlagswasser. 

2. 	Schmutzwasser 
Schmutzwasser ist das durch häuslichen, ge ­
werblichen, landwirtschaftlichen oder sonsti­
gen Gebrauch in seinen Eigenschaften verän­
derte und das bei Trockenwetter damit 
zusammen abfließende Wasser. Als Schmutz­
wasser gelten auch die aus Anlagen zum 
Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkei­
ten. 

3.	 Niederschlagswasser 
Niederschlagswasser ist das von Nieder­
schlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen gesammelt abflie­
ßende Wasser. 

4.	 Öffentliche Abwasseranlage 
Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören 
a) das gesamte öffentliche städtische Ent­

wässerungsnetz einschließlich aller techni­
schen Einrichtungen, insbesondere Stra­
ßenkanäle, Abwasserpumpwerke, Re gen ­
becken, offene und geschlossene Gräben 

sowie Versickerungsanlagen, soweit sie 
von der Stadt entsprechend ihrer jeweili­
gen Zweckbestimmung und im Einklang 
mit den Vorschriften des Wasserrechts zur 
öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt 
werden, 

b) die Klärwerke einschließlich aller techni­
schen Einrichtungen, 

c) Anlagen und Einrichtungen, die nicht von 
der Stadt selbst, sondern von Dritten her­
gestellt oder unterhalten werden, wenn 
sich die Stadt dieser Anlagen für die 
öffentliche  Abwasserbeseitigung bedient, 

d) Teile von Druckentwässerungssystemen 
gemäß den Bestimmungen dieser Sat­
zung. 

5.	 Mischverfahren 
Beim Mischverfahren werden Schmutz- und 
Niederschlagswasser zusammen in einem 
Kanal gesammelt und fortgeleitet. 

6.	 Trennverfahren 
Beim Trennverfahren werden Schmutz- und 
Niederschlagswasser getrennt gesammelt 
und fortgeleitet. 

7.	 Druckentwässerungssystem 
Druckentwässerungssysteme sind zusam­
menhängende Leitungssysteme, in denen 
der Transport von Abwasser eines oder meh­
rerer Grundstücke durch von Pumpen erzeug­
ten Druck erfolgt. Auch Druckluftstationen 
können zum Druckentwässerungssystem 
gehören. 

Ein Druckentwässerungssystem im Sinne die­
ser Satzung besteht aus 

a) den zur öffentlichen Abwasseranlage ge ­
hörenden Teilen (öffentliche Druckrohrlei­
tung, öffentliche Schächte der öffentlichen 
Druckrohrleitung inklusive der Schieber, 
öffentliche Schächte der öffentlichen 
Druckrohrleitung für den Anschluss der pri­
vaten Druckrohrleitung, öffentliche Druck­
luftstation) 

a) und 
b) den zur jeweiligen privaten Grundstücks­

entwässerungsanlage gehörenden Teilen 
(private Druckrohrleitungen, private Pump­
stationen, private Druckluftstationen). 

Öffentliche Druckrohrleitungen sind Druckrohrlei­
tungen, die der gemeinsamen Vorflut verschiede­
ner Grundstücke dienen. Öffentliche Druckluftsta­
tionen sind Druckluftstationen, die lediglich dem 
Betrieb der öffentlichen Druckentwässerung die­
nen. 

8.	 Abflusslose Grube 
Abflusslose Gruben sind Abwassersammel­
gruben, in denen sämtliches Schmutzwasser 
eines Grundstückes aufgefangen und zum 
Klärwerk Süd abgefahren wird (Kanal auf 
Rädern). 

9.	 Anschlusskanal 
Anschlusskanal ist der Kanal vom öffentlichen 
Straßenkanal bis einschließlich der ersten Rei­
nigungs- bzw. Prüföffnung oder des ersten 
Reinigungs- bzw. Prüfschachtes auf dem 
Grundstück. Bei Druckentwässerungssyste­
men ist der An schlusskanal die Druckrohrlei­
tung vom Schieber im Schacht der öffentli­

chen Druckrohrleitung bis einschließlich der 
ersten Reinigungs- und Prüföffnung (Spülan­
schluss) auf dem Grundstück. Der Anschluss­
kanal hat die Funktion die Grundstücksent­
wässerungsanlage mit der öffentlichen Ab ­
wasseranlage zu verbinden. Er ist nicht Be ­
standteil der öffentlichen Ab wasseranlage, 
sondern steht im Eigentum des Anschluss­
nehmers. 

9a. Herstellung 
Herstellung ist die erstmalige Herstellung 
des Anschlusskanals. 

9b. Sanierung 
Unter Sanierung sind alle Maßnahmen zur 
Wiederherstellung oder Verbesserung von 
vorhandenen Entwässerungssystemen zu 
verstehen. Hierzu gehören die  Reparatur, die 
Renovierung und die Erneuerung des An ­
schluss kanals. 

9c. Unterhaltung 
Unter Unterhaltung eines Anschlusskanals 
versteht man alle Erhaltungsmaßnahmen im 
Sinne vorsorgender Instandhaltung oder 
schadensverursachter Instandsetzung der 
jeweiligen Schadstelle. Zur Unterhaltung ge ­
hören die Reparatur, die Renovierung, die 
Reinigung und die optische Inspektion des 
Anschlusskanals. 

9d. Reparatur 
Unter Reparatur sind alle Maßnahmen zur 
Behebung örtlich begrenzter Schäden am 
Anschlusskanal zu verstehen. 

9e. Renovierung 
Unter Renovierung sind Maßnahmen zur Ver­
besserung der aktuellen Funktionsfähigkeit 
von Anschlusskanälen unter vollständiger 
oder teilweiser Einbeziehung ihrer ursprüng ­
lichen Substanz zu verstehen. 

9f. Reinigung 
Unter der Reinigung eines Anschlusskanals 
versteht man die Entfernung von Hindernis­
sen oder Ablagerungen zur Herstellung der 
Funktionsfähigkeit des Anschlusskanals oder 
im Bereich von Druckentwässerungssyste­
men die Spülung des Anschlusskanals. 

9g. Optische Inspektion 
Die optische Inspektion ist die Befahrung 
eines Anschlusskanals mittels Kamera. Sie 
dient zur Feststellung des baulichen Zustan­
des, Sicherstellung der Funktionsfähigkeit 
sowie gegebenenfalls zur Festlegung von 
Sanierungsmaßnahmen. 

9h. Dichtheitsprüfung 
Unter der Dichtheitsprüfung versteht man die 
Prüfung des Anschlusskanals gemäß § 61 a 
LWG. 

9i. Veränderung 
Eine Veränderung ist gegeben, wenn Lage, 
Art und/oder Dimensionierung des An ­
schlusskanals oder der Werkstoff geändert 
oder die Rohre an die technischen Gegeben­
heiten angepasst werden. 

9j. Erneuerung 
Die Erneuerung ist die erneute Herstellung 
eines Anschlusskanals. 

Fortsetzung auf Seite 5 
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Fortsetzung von Seite 4 
9k. Außerbetriebnahme eines Anschlusskanals 

Unter Außerbetriebnahme eines Anschlusska­
nals ist die Abbindung des Anschlusskanals 
am Anschlusspunkt des öffentlichen Kanals 
zu verstehen, wodurch die Einstellung der 
Abwasserbeseitigung bewirkt wird. 

9l.	 Beseitigung 
Eine Beseitigung ist die Entfernung des 
Anschlusskanals durch Ausbau der Rohrma­
terialien inkl. des Schachtbauwerkes oder die 
Verfüllung (ab DN 250) der Rohrleitung und 
des Schachtes mit fließfähigem Dämmerma­
terial und Entfernung des Schachtoberteiles 
bis 1m unter der Geländeoberkante. 

10. Grundstücksentwässerungsanlagen 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind die 
Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbe­
handlung, Prüfung, Rückhaltung, Ableitung 
und Klärung des Abwassers auf dem Grund­
stück dienen. Dazu gehören insbesondere 
Abwassereinläufe, Hebeanlagen, Pumpstatio­
nen bei Druckentwässerungssystemen, 
Druckluftstationen, sofern sie für die Entwäs­
serung des Grundstückes erforderlich sind, 
Rückstausicherungen, Kleinkläranlagen, ab ­
flusslose Gruben, Abwasserprobenahme­
schächte, Abwassermessstellen, Abwasser­
vorbehandlungsanlagen, Abscheideranlagen, 
Sickeranlagen, Regenrückhaltebecken sowie 
Speicherräume und Abwassereinleitungen 
einschließlich deren Absperreinrichtungen, 
Reinigungsschächte und -öffnungen. Zu den 
Abwasserleitungen gehören insbesondere 
auch Grundleitungen (= unzugänglich auf 
dem Grundstück im Erdreich oder Baukörper 
verlegte Leitungen). 

11. Rückstauebene 
Die Rückstauebene ist die Straßenoberkante 
(Fahrbahn einschließlich Gehwege, Seiten­
streifen usw.) vor dem anzuschließenden 
Grundstück. In besonderen Fällen  kann die 
Rückstauebene von der Stadt davon abwei­
chend festgelegt werden. 

12. Grundstück 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unab­
hängig von der Eintragung im Liegenschafts­
kataster und Grundbuch und ohne Rücksicht 
auf die Grundstücksbezeichnung jeder zu ­
sam menhängende Grundbesitz, der eine wirt­
schaftliche Einheit bildet, sowie alle privaten 
und öffentlichen Straßen, Wege und Plätze, 
auf die sich die Abwasserbeseitigungspflicht 
der Stadt erstreckt. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so 
können für jede dieser Anlagen die für Grund­
stücke maßgeblichen Vorschriften dieser Sat­
zung angewandt werden; die Entscheidung 
hierüber trifft die Stadt. 

13. Einleiter 
Einleiter sind diejenigen, die ihr Abwasser in 
die öffentliche Abwasseranlage einleiten oder 
sonst hineingelangen lassen. 

14. Abwasserteilstrom 
Der Abwasserteilstrom ist das Abwasser, das 
in den einzelnen Produktionsbereichen, Teilen 
dieser Produktionsbereiche und auch bei ein­
zelnen Produktionsanlagen anfällt. 

15. Anschlussnehmer 
Anschlussnehmer sind natürliche und juristi­
sche Personen die Eigentümer eines Grund­
stückes sind vor dem eine betriebsfertige 
öffentliche Abwasseranlage liegt und an die 

gemäß § 3 (3) angeschlossen werden kann. 

Dem Eigentümer sind gleichgestellt die Woh­
nungseigentümer, Erbbauberechtigte, Nieß­
braucher, Inhaber und Betreiber eines auf 
dem Grundstück befindlichen Betriebes und 
sonstige zur Nutzung eines Grundstückes 
dinglich Berechtigte sowie die Baulastträger 
von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile. 
Ebenfalls gleichgestellt sind Eigentümer von 
Grundstücken, von denen die Abwasserbesei­
tigung nur mittels abflussloser Grube oder 
mittels Kleinkläranlage für die Schlamment­
sorgung erfolgen kann. 
Mehrere Anschlussnehmer haften als 
Gesamtschuldner. 

§ 3 Berechtigung und Verpflichtung zum An ­
schluss und zur Benutzung 

(1) Die in § 2 Pkt. 15 aufgeführten Anschlussneh­
mer sind nach den näheren Bestimmungen dieser 
Satzung berechtigt und verpflichtet, ihr die 
Anschlusspflicht auslösendes Grundstück an die 
öffentliche Abwasseranlage anzuschließen und 
diese Anlage zu benutzen (Anschluss- und Benut­
zungsrecht bzw. Anschluss- und Benutzungs­
pflicht). Im Rahmen der Benutzungspflicht ist 
sämtliches Abwasser des Grundstückes nach 
Maßgabe dieser Satzung der öffentlichen Abwas­
seranlage zuzuleiten. Der Erbbauberechtigte tritt 
an die Stelle des Eigentümers. 

(2) Die Anschluss- und Benutzungspflicht tritt ein, 
sobald auf dem Grundstück Abwasser anfällt, 
unabhängig davon, ob das Grundstück bebaut ist 
oder nicht. 

(3) Die Berechtigung und Verpflichtung zur Nut­
zung der öffentlichen Kanalisation liegen nur vor, 
wenn das Grundstück an eine Straße (zu Straßen 
gehören auch Wege oder Plätze) grenzt, in der 
eine betriebsfertige öffentliche Abwasseranlage 
vorhanden ist, oder das Grundstück durch einen 
Zugang oder eine Zufahrt mit der Straße verbun­
den ist, oder ein dingliches oder durch Baulast 
abgesichertes Leitungsrecht bis zur Straße 
besteht. 

(4) Die Stadt kann bei einem Grundstück den 
Anschluss an die öffentliche Kanalisation versa­
gen, wenn er wegen der besonderen Lage des 
Grundstücks oder aus technischen oder betriebli­
chen Gründen erhebliche Schwierigkeiten bereitet 
oder besondere Aufwendungen erfordert. Dies 
gilt nicht, wenn der Anschlussnehmer sich bereit 
erklärt, die entstehenden Mehrkosten für den Bau 
und Betrieb der öffentlichen Abwasseranlage zu 
tragen und wenn er auf Verlangen hierfür ange­
messene Sicherheit leistet. 

(5) In den nach dem Trennverfahren entwässerten 
Gebieten dürfen Schmutz- und Niederschlagswas­
ser nur den jeweils dafür bestimmten Kanälen 
zugeführt werden. 

(6) Niederschlagswasser, das auf unbefestigten 
Flächen anfällt, ist auf Verlangen der Stadt und 
nach den näheren Bestimmungen dieser Satzung 
anzuschließen, wenn der Anschluss und die 
Benutzung im Interesse der Gesundheit, der Ver­
kehrssicherheit oder aus sonstigen Gründen des 
öffentlichen Wohls erforderlich ist. Den erforderli­
chen Zeitpunkt bestimmt die Stadt. 

(7) Wird die öffentliche Abwasseranlage nachträg­
lich gemäß Abs. 3 hergestellt, so ist das Grund­

stück innerhalb von drei Monaten an die öffentli­
che Abwasseranlage anzuschließen. Hierzu 
erfolgt eine schriftliche Aufforderung durch die 
Stadt. 

(8) Wenn Änderungen oder Erweiterungen an der 
öffentlichen Abwasseranlage es erforderlich 
machen, kann die Stadt die Anpassung der 
Grundstückentwässerungsanlagen und/oder des 
Anschlusskanals verlangen. 

(9) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet fehlende 
Reinigungs- bzw. Prüföffnungen oder Reinigungs­
bzw. Prüfschächte gemäß den Vorgaben der 
Stadt in den Anschlusskanal einzubauen. 

(10) Die Anschluss- und Benutzungspflicht 
besteht auch, wenn kein natürliches Gefälle für 
die Ableitung der Abwässer besteht und die Ablei­
tung nur mit einer Hebeanlage als Teil der Grund­
stücksentwässerungsanlage erfolgen kann 

(11) Werden an Straßen, Wegen oder Plätzen, die 
noch nicht mit einer öffentlichen Abwasseranlage 
ausgestattet sind, aber später damit versehen 
werden sollen, Neubauten errichtet, so kann die 
Stadt verlangen, dass die Grundstücksentwässe­
rungsanlage für den späteren Anschluss vorberei­
tet wird; das gleiche gilt, wenn in bereits beste­
henden Bauten vorhandene Grundstücksentwäs­
serungsanlagen wesentlich geändert oder neu 
angelegt werden sollen. 

(12) Der Anschlussnehmer hat der Stadt unver­
züglich schriftlich mitzuteilen, wenn die Voraus­
setzungen der Anschlusspflicht nach Abs. 2 ent­
fallen. 

(13) Abwassereinläufe (Ablaufstellen), die unter­
halb der Rückstauebene liegen, müssen nach den 
technischen Bestimmungen für den Bau von 
Grundstücksentwässerungsanlagen gemäß DIN 
1986 gegen Rückstau gesichert werden. Für 
Schäden, die durch Rückstau aus der Abwasser­
anlage entstehen, haftet die Stadt nicht. 

(14) Es besteht kein Anschluss- und Benutzungs­
recht für Niederschlagswasser in Gebieten von 
Bebauungsplänen oder Vorhaben- und Erschlie­
ßungsplänen, soweit eine Niederschlagswasser­
beseitigung auf privaten Grundstücken festge­
setzt ist. 

(15) Niederschlagswasser von Grundstücken, auf 
denen eine erlaubte ortsnahe Niederschlagswas­
serbeseitigung durchgeführt wird, darf nachträg­
lich nur mit schriftlicher Zustimmung der Stadt in 
die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet wer­
den. Dies gilt auch für Notüberläufe von Nieder­
schlagswassernutzungsanlagen und Nieder­
schlagswasserbeseitigungsanlagen. 

(16) Wird bis zum Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage oder bis zur Errichtung einer 
Kleinkläranlage eine abflusslose Grube geneh­
migt und betrieben, ist der Nachweis der Wasser­
dichtheit vor Inbetriebnahme der Grube bei der 
Stadt vorzulegen. Für vorhandene abflusslose 
Gruben ist der Dichtheitsnachweis der Stadt auf 
Verlangen vorzulegen. 
Bei Unregelmäßigkeiten bei den Entleerungen 
oder anderen Gegebenheiten oder Vorfällen, die 
Zweifel an der Dichtheit der Grube hervorrufen, 
kann die Stadt eine Dichtheitsprüfung zu Lasten 
des Grundstückseigentümers durchführen oder 
durchführen lassen. 
Entleerung und Abfuhr der Inhaltsstoffe der 
abflusslosen Gruben wie auch die Abfuhr des 
Schlammes aus Kleinkläranlagen unterliegen den 
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Anforderungen der Satzung über die Entsorgung 
von Behelfsentwässerungsanlagen in der Landes­
hauptstadt Düsseldorf (Entsorgungssatzung). 

§ 4 Befreiung von der Anschluss- und Benut­
zungspflicht 

(1) Die Stadt kann auf Antrag von der Anschluss-
und Benutzungspflicht befreien, wenn ein 
Anschluss 
–	 nur durch außergewöhnliche technische oder 

betriebliche Maßnahmen 
und/oder 

–	 durch unverhältnismäßige Aufwendungen 
möglich und deshalb unzumutbar ist. 

Die Befreiung muss im Hinblick auf das Wohl der 
Allgemeinheit, insbesondere wasserwirtschaft­
lich, unbedenklich sein. Alle Voraussetzungen, 
ins  besondere die wasserrechtliche Unbedenklich­
keit, müssen durch den Antragssteller nachge­
wiesen werden. 

Der Antrag muss durch den Anschlussnehmer 
innerhalb eines Monats nach der Aufforderung 
zum Anschluss bei der Stadt gestellt werden. 

(2) Die Befreiung von der Anschluss- und Benut­
zungspflicht kann auf bestimmte Zeit und unter 
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs ausge­
sprochen werden. 

(3) Dem Antrag sind Unterlagen beizufügen, aus 
denen ersichtlich ist, wie die Abwässer beseitigt 
oder verwertet werden sollen. 

(4) Für Niederschlagswasser gelten Absatz 1 bis 
3 auch bei Beseitigung auf dem Grundstück oder 
durch Einleitung in ein Gewässer 
–	 wenn und soweit dies der Betrieb der öffentli­

chen Abwasseranlage zulässt sowie deren 
Finanzierung bzw. Kostendeckung unbedenk­
lich ist und 

–	 wenn nachbarliche, baurechtliche, wasserwirt­
schaftliche und sonstige öffentliche Belange 
und Bestimmungen dem nicht entgegenste­
hen und 

–	 wenn der Nachweis der Gemeinwohlverträg­
lichkeit vorliegt oder von der Stadt im Rahmen 
von Planungsvorhaben erbracht wurde und die 
wasserrechtliche Erlaubnis erteilt worden ist. 

Bei bestehender Bebauung ist die private Nieder­
schlagswasserleitung dauerhaft zu trennen und 
zu verschließen. Eine diesbezügliche Kontrolle 
führt die Stadt bei offener Baugrube durch. Der 
Anschlussnehmer hat dies 3 Tage vorher mitzutei­
len. 

In reinen Wohngebieten kann Niederschlagswas­
ser von Flächen bis zu 20 m² je Grundstück ohne 
Befreiung von der Anschluss- und Benutzungs­
pflicht großflächig auf dem Grundstück versickert 
werden, sofern dies ohne Beeinträchtigung  nach­
barlicher Belange und unter Einhaltung der öffent­
lich-rechtlichen Bestimmungen möglich ist. 

§ 5 Einleitungsregelungen 

(1) Zur Sicherstellung der ordnungs- und sat­
zungsgemäßen Abwasserbeseitigung hat der 
Anschlussnehmer spätestens 
• 6 Wochen vor 

–	 der erstmaligen Einleitung von Abwasser 
eines Grundstückes in die öffentliche 
Abwasseranlage, 

–	 der Herstellung eines Anschlusskanals an 
die öffentliche Abwasseranlage, 

–	 der Veränderung, Außerbetriebnahme 
oder Beseitigung eines Anschlusskanals, 

–	 dem Anschluss einer Grundstücksentwäs­
serungsanlage an einen vorhandenen 
Anschlusskanal, 

–	 dem Einbau einer Abscheideranlage, 
–	 einer Erweiterung oder Änderungen, die 

eine Verlegung von Grundleitungen erfor­
dern oder die unterhalb der Rückstauebe­
ne vorgenommen werden sollen, 

–	 wesentlichen Änderungen der Abwasser­
art, Abwassermenge oder Abwasserzu­
sammensetzung 

–	 der Errichtung einer abflusslosen Grube 
• 2 Wochen vor 

–	 der Einleitung von Abwasser aus fliegen­
den Bauten (z.B. Toilettenwagen, Kirmes-
wagen, Imbisswagen, Baustellencontai­
nern) 

bei der Stadt eine Anschlussgenehmigung/Ein ­
leitungsgenehmigung unter Vorlage prüffähiger 
Ent wässerungszeichnungen in 2-facher Ausferti­
gung gemäß den “Vorgaben des Stadtentwässe­
rungsbetriebes zum Anschlussantrag” für jedes 
Haus bzw. Grundstück einzuholen. 

(2) Soll Abwasser aus Industrie- und Gewerbe ­
betrieben oder sonstiges, nicht häusliches 
Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage ein­
geleitet werden, ist dem Antrag eine Beschrei­
bung des Betriebes nach Art und Umfang der 
Produktion bzw. des Prozesses, bei dem das ein­
zuleitende Abwasser anfällt, sowie eine Beschrei­
bung des abzuleitenden Abwassers nach Anfall-
stelle, Art, Zusammensetzung, Abflusszeit und ­
menge mit Angabe der Spitzenbelastung beizufü­
gen. Die Stadt kann je nach Lage des Einzelfalls 
weitere Angaben zur Prüfung des Antrags verlan­
gen. 

(3) Ist der Anschlussnehmer oder sonstige 
Antragsteller nicht der Grundstückseigentümer, 
so ist die Zustimmung des Grundstückseigentü­
mers erforderlich. 

(4) Vor Erteilung der Genehmigung darf niemand 
Arbeiten am Anschlusskanal vornehmen oder 
Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage ein­
leiten. 

(5) Das Einleiten von Abwässern aus der Fassa­
denreinigung/-behandlung und die anfallende 
Abwassereinleitung die beim Entfernen von Graf­
fitis entstehen sind vor Beginn der Arbeiten anzu­
zeigen. 

§ 6 Anschlusskanal, Art der Anschlüsse 

(1) Das angeschlossene Grundstück soll einen 
unterirdischen und in der Regel unmittelbaren 
Anschlusskanal an den Mischwasserkanal der 
öffentlichen Abwasseranlage, in Gebieten mit 
Trennverfahren je einen entsprechenden An ­
schluss kanal für Schmutz- und Niederschlags­
wasser und in Gebieten mit Druckentwässerungs­
system einen Anschlusskanal an das Druckent­
wässerungssystem aufweisen. 
Bei Anschlüssen an eine öffentliche Versicke­
rungsanlage hat der Anschluss in der Regel ober­
irdisch entsprechend den Vorgaben der Stadt zu 
erfolgen.  

(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in 
mehrere selbständige Grundstücke geteilt, kann 
die Stadt fordern, dass Gebäude auf den einzel­
nen Grundstücken separat und unmittelbar an die 
öffentliche Abwasseranlage anzuschließen sind. 

Dies gilt entsprechend für mehrere Gebäude auf 
einem Grundstück. 

(3) Führt die Stadt aus technischen oder wirt­
schaftlichen Gründen die Abwasserbeseitigung 
mittels eines Druckentwässerungssystems 
durch, hat der Anschlussnehmer auf seine 
Kosten eine für die Druckentwässerung ausrei­
chend be messene Pumpstation sowie den dazu­
gehörigen Anschlusskanal als Druckrohrleitung 
bis zum Schieber der öffentlichen Druckrohrlei­
tung herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, 
instand zu setzen und ggf. zu ändern und zu 
erneuern. Die Entscheidung über Art, Ausfüh­
rung, Bemessung und Lage der Pumpstation und 
der Druckleitung trifft die Stadt, wobei Wünsche 
des Anschlussnehmers nach Möglichkeit berück­
sichtigt werden. 
Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, mit einem 
geeigneten Fachunternehmer einen Wartungsver­
trag abzuschließen, der eine Wartung der Pump­
station, insbesondere der Druckpumpe,  entspre­
chend den Angaben des Herstellers sicherstellt. 
Der Wartungsvertrag ist der Stadt vor Inbetrieb­
nahme der Pumpstation vorzulegen. Bei einem 
Wechsel des Fachunternehmers hat der An ­
schlussnehmer den neuen Wartungsvertrag der 
Stadt ebenfalls unverzüglich unaufgefordert vor­
zulegen. Für bereits bestehende Druckpumpen ist 
der Wartungsvertrag innerhalb von 3 Monaten 
nach der schriftlichen Aufforderung durch die 
Stadt vorzulegen. 
Die Gemeinde kann den Nachweis der durchge­
führten Wartungsarbeiten verlangen. 

(4) Die Stadt kann in Ausnahmefällen (z. B. bei 
Kleinsiedlungsbauvorhaben, bei Bauvorhaben in 
Zeilen- bzw. Reihenhausbauweise oder bei Gara­
genhöfen) gestatten, dass mehrere Grundstücke 
einen gemeinsamen Anschlusskanal erhalten, 
wenn die Herstellung von Einzelanschlüssen auf 
Grund schwieriger örtlicher Verhältnisse aus 
Kostengründen als unverhältnismäßig erscheint. 
Durch Gebäudeabschlusswände voneinander ge ­
trennte Hauseinheiten sollen nach Möglichkeit ein­
zeln in den gemeinsamen Anschlusskanal entwäs­
sert werden. 

(5) Zum Bau eines Anschlusskanals oder eines 
gemeinsamen Anschlusskanals für mehrere 
Grundstücke müssen vom Anschlussnehmer die 
Eigentums-, Unterhaltungs- und Benutzungsrech­
te, soweit solche erforderlich sind, für die Errich­
tung, Unterhaltung und Benutzung des Anschluss­
kanals durch Eintragung einer Baulast und einer 
Grunddienstbarkeit auf allen betroffenen Grund­
stücken gesichert werden und im Zuge des Antra­
ges zum Anschluss an die öffentliche Abwasser­
anlage nachgewiesen werden. 

(6) Die Art, Lage, Führung, lichte Weite und das 
Material des Anschlusskanals einschließlich 
Anordnung des Reinigungs- bzw. Prüfschachtes 
oder der Reinigungs- bzw. Prüföffnung sowie die 
Zahl der Anschlusskanäle bedürfen zum Schutz 
der öffentlichen Abwasseranlage der Genehmi­
gung durch die Stadt. 
Reinigungs- bzw. Prüföffnungen oder Reinigungs­
bzw. Prüfschächte sollen unmittelbar an der 
Grundstücksgrenze zur öffentlichen Straße lie­
gen. 
Reinigungs- bzw. Prüföffnungen oder Reinigungs­
bzw Prüfschächte in Gebäuden müssen so ange­
ordnet werden, dass sie in einem unbewohnten, 
stets zugänglichen Raum liegen. 

Bei Druckentwässerungssystemen im Sinne der 
Ziffer 7 des § 2 dieser Satzung bestimmt die 
Stadt die technischen Anforderungen, denen pri-
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vate Pumpstationen und private Druckluftstatio­
nen zu entsprechen haben und legt fest, welche 
Teile des Druckentwässerungssystems der 
öffentlichen Abwasseranlage bzw. den privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen zuzuordnen 
sind. 

(7) Dem Anschlussnehmer obliegt 
–	 die Herstellung des Anschlusskanals, 
–	 die Sanierung des Anschlusskanals, 
–	 die Unterhaltung des Anschlusskanals, 
–	 die Dichtheitsprüfung des Anschlusskanals, 
–	 die von ihm gewünschte Veränderung des 

Anschlusskanals, 
–	 die Beseitigung des Anschlusskanals und 
–	 die Außerbetriebnahme des Anschlusskanals 

an einem nicht begehbaren Profil (H < 1,20 m) 
der öffentlichen Abwasseranlage. 

Die vorgenannten Maßnahmen haben gemäß den 
Vorschriften der §§ 6a bis 6d dieser Satzung zu 
erfolgen. 
Die Stadt führt 
–	 die Veränderung des Anschlusskanals auf Ver­

anlassung der Stadt und 
-–	 die Außerbetriebnahme des Anschlusskanals 

an einem begehbaren Profil (H ≥ 1,20 m) der 
öffentlichen Abwasseranlage 

selbst oder durch ein von ihr beauftragtes Unter­
nehmen aus. Insoweit ist der Anschlussnehmer 
zu Maßnahmen nicht berechtigt. 

Die Stadt hat unbeschadet der Pflichten des 
Anschlussnehmers das Recht, die Reinigung oder 
die optische Inspektion eines Anschlusskanals im 
Bedarfsfall selbst durchzuführen oder durch ein 
von ihr beauftragtes Unternehmen durchführen zu 
lassen. 

(8) Wird der Anschlusskanal nicht mehr genutzt, 
so hat der Anschlussnehmer ihn außer Betrieb 
nehmen oder beseitigen zu lassen. 

§ 6a Verfahrensweise für  Maßnahmen am 
Anschlusskanal 

(1) Für die Herstellung, Veränderung, Außerbe­
triebnahme oder Beseitigung eines Anschlusska­
nals ist eine Genehmigung nach § 5 einzuholen. 
Sind Sanierungsmaßnahmen am Anschlusskanal 
erforderlich ist vor Beginn der Arbeiten die 
schriftliche Zustimmung der Stadt einzuholen. 
Die Stadt kann den Anschlussnehmer unter Frist­
setzung zu den notwendigen Maßnahmen auffor­
dern. 

Anschlusskanäle sind zu sanieren wenn sie 
schadhaft oder undicht sind oder wenn die ord­
nungsgemäße und ungehinderte Ableitung des 
auf dem Grundstück anfallenden Abwassers 
sonst nicht mehr gewährleistet ist (z.B. reduzier­
te lichte Weite, abgesackte Leitungsbereiche, 
Kontergefälle). 

Anschlusskanäle können mittels Liner renoviert 
werden, wenn Art und Umfang der Schäden dies 
zulassen und die hydraulische Leistungsfähigkeit 
der Leitung ausreicht. 
Dem Einbau einzelner Teilstücke eines Liners 
(z.B. Kurzliner oder Partliner) im Anschlusskanal 
kann grundsätzlich zum Schutz der öffentlichen 
Abwasseranlage nicht zugestimmt werden. 

Für die vorgenannten Arbeiten an Anschlusskanä­
len hat der Anschlussnehmer ein von der Stadt 
zugelassenes Unternehmen zu beauftragen. Ein 
Verzeichnis der zugelassenen Unternehmen über­
sendet die Stadt dem Anschlussnehmer mit der 

Genehmigung nach § 5 oder der Zustimmung 
nach § 6a dieser Satzung. 

(2) Das beauftragte Unternehmen teilt der Stadt 
frühzeitig, jedoch spätestens zwei Tage vor 
Arbeitsaufnahme, den Arbeitsbeginn mit. 
Die Stadt nimmt den Anschluss des Anschluss ­
kanals an die öffentliche Abwasseranlage und je 
nach Erfordernis den weiteren Leitungsverlauf ab 
und erstellt hierfür eine Abnahmebescheinigung. 

(3) Den Abschluss der Arbeiten hat das Unterneh­
men dem Stadtentwässerungsbetrieb der Stadt 
Düsseldorf unverzüglich anzuzeigen. Nach Been­
digung der Bauarbeiten bescheinigt das Unter­
nehmen dem Anschlussnehmer und der Stadt die 
ordnungsgemäß durchgeführte Maßnahme am 
Anschlusskanal unter Verwendung eines von der 
Stadt hierfür in den jeweiligen Zulassungsbedin­
gungen vorgeschriebenen Musters. 

(4) Der Anschlussnehmer soll nach Herstellung, 
Veränderung oder Sanierung (einschließlich Er ­
neuerung) den Anschlusskanal mittels optischer 
Inspektion untersuchen lassen und den ordnungs­
gemäßen Anschluss an die öffentliche Kanalisati­
on auf einem Datenträger (z.B. CD/DVD) doku­
mentieren. 
Eine Kopie des Datenträgers ist der Stadt zur 
Dokumentation des Leitungsverlaufes im öffentli­
chen Straßenraum zur Verfügung zu stellen. 

§ 6b Zulassung der Unternehmen 

(1) Arbeiten an Anschlusskanälen im Sinne des § 
6a dieser Satzung dürfen nur durch von der Stadt 
hierfür zugelassene Unternehmen ausgeführt 
werden. 

(2) Zugelassen werden können nur solche Unter­
nehmen, die die Zulassung beantragt und die 
Zulassungsbestimmungen erfüllt haben. 
Die Zulassung kann mit Nebenbestimmungen 
erteilt werden. Sie kann aus begründetem Anlass 
auf Zeit erteilt oder auf Dauer widerrufen werden. 
Mit der Zulassung übernimmt die Stadt keine Haf­
tung für eine ordnungsgemäße Arbeit der Unter­
nehmen. 

(3) Für die Zulassung der Unternehmen und die 
Arbeiten an Anschlusskanälen nach § 6a dieser 
Satzung gelten die jeweiligen von der Stadt erlas­
senen Zulassungsbedingungen. 

§ 6c Haftung des Anschlussnehmers 

(1) Der Anschlussnehmer hat der Stadt gegen­
über für die ordnungsgemäße Durchführung der 
ihm nach § 6 Abs. 7 obliegenden Maßnahmen ein­
zustehen. Er haftet für alle Schäden, die der 
Stadt durch unsachgemäße Ausführung entste­
hen. Er hat die Stadt von allen Ansprüchen Drit­
ter, die auf nicht ordnungsgemäße Durchführung 
der ihm nach § 6 Abs. 7 obliegenden Maßnahmen 
zurückzuführen sind, freizustellen. Die Haftung 
des Anschlussnehmers besteht unbeschadet der 
Haftung des Unternehmens. 

(2) Eine Haftung des Anschlussnehmers ist nicht 
gegeben, wenn der Schaden allein auf vorsätzli­
ches oder grob fahrlässiges Verhalten der Stadt 
bzw. ihrer Vertreter oder Beauftragten zurückzu­
führen ist. Der Nachweis des Verschuldens ist 
von dem Anschlussnehmer zu führen. 

§ 6d Kosten für die Anschlusskanäle 

(1) Der Anschlussnehmer trägt die Kosten für 
–	 Herstellung des Anschlusskanals, 

–	 Sanierung des Anschlusskanals, 
– Unterhaltung des Anschlusskanals, 
-– die Dichtheitsprüfung des Anschlusskanals 
-– die von ihm gewünschte Veränderung des 

Anschlusskanals, 
-– die Beseitigung des Anschlusskanals und 
-– die Außerbetriebnahme des Anschlusskanals 

an einem nicht begehbaren Profil der öffentli­
chen Abwasseranlage. 

(2) Die Stadt trägt die Kosten für 
-– die von ihr veranlasste Veränderung und 
–	 die Außerbetriebnahme des Anschlusskanals 

an einem begehbaren Profil der öffentlichen 
Ab wasseranlage. 

(3) Bei besonderen Umständen im öffentlichen 
Straßenraum (wie z.B. die Gefahr einer Hohlraum­
bildung) oder bei Gefahr im Verzug,  kann die 
Stadt die Arbeiten am Anschlusskanal selbst oder 
durch einen von ihr beauftragten Unternehmer 
ausführen. Die entstehenden Kosten trägt der 
Anschlussnehmer nach Maßgabe der Kostener­
satzsatzung. 

§ 7 Begrenzung des Benutzungsrechtes 

(1) Die Stadt macht die Einleitung von einer Vor­
behandlung oder Rückhaltung abhängig, wenn die 
Beschaffenheit oder Menge des einzuleitenden 
Abwassers dies erfordert. 

Ist im Hinblick auf mögliche Störfälle der Anfall 
problematischer Abwässer, wie z. B. kontaminier­
tes Löschwasser, nicht auszuschließen, so kann 
die Stadt vorsorglich verlangen, dass solche 
Abwässer gespeichert oder/und Absperrgeräte 
bereitgehalten werden. In einem solchen Fall 
muss der Stadt gegenüber der Nachweis er ­
bracht werden, dass diese Abwässer unbedenk­
lich in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet 
werden können oder auf welche andere Weise sie 
ordnungsgemäß vom Anschlussnehmer entsorgt 
werden. 

(2) In die öffentliche Abwasseranlage darf sol­
ches Abwasser nicht eingeleitet werden, das auf­
grund seiner Inhaltsstoffe 
1.  die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, ins­

besondere Leben oder Gesundheit gefährdet 
oder 

2.  das in der Abwasseranlage beschäftigte Per­
sonal gefährdet oder gesundheitlich beein­
trächtigt oder 

3.  die Vorfluter über das zulässige Maß hinaus 
belastet oder sonst nachteilig verändert bzw. 
mit der wasserrechtlichen Genehmigung der 
Stadt als Gewässereinleiter nicht vereinbar ist 
oder 

4.  die Abwasserreinigung oder die Schlammbe­
handlung oder -entsorgung erschwert oder 

5.  die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift 
oder ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhal­
tung gefährdet, erschwert oder behindert. 

(3) Von der Einleitung und dem Einbringen in die 
öffentliche Abwasseranlage sind, insbesondere 
Abwässer mit folgenden Inhaltsstoffen bzw. fol­
gender Herkunft ausgeschlossen: 
1.  Stoffe - auch in zerkleinertem Zustand -, die 

zu Ablagerungen und Verstopfungen führen 
können, z. B. 
–	 Asche, Müll, Textilien, Pappe, grobes 

Papier, Kunststoffe, Glas, Kunstharze, 
Schlacke, Latices, Kieselgur, 

–	 Kalk, Zement und andere Baustoffe, 
Schutt, Kies, 

–	 Stoffe aus Abfallzerkleinerern und Nass-
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müllpressen, 
–	 Abfälle aus Tierhaltungen, Schlachtabfälle, 

Abfälle aus nahrungsmittelverarbeitenden 
Betrieben, 

–	 Schlamm 

2. 	Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs­
und sonstigen Abwasserbehandlungsanla­
gen. 

3.  flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten
oder Stoffe, die nach Übersättigung im 
Abwasser in den Kanälen abgeschieden wer­
den und zu Abflusshindernissen führen. 

4.  nicht desinfizierte Abwässer und sonstige 
Stoffe aus Sonderisolierstationen oder ähn­
lichen Einrichtungen sowie solche aus ande­
ren Bereichen mit hoher Infektionsgefahr, 
etwa Laboratorien und Tierversuchsanstal­
ten. 
Dies sind z.B. Ausscheidungen, die Erreger 
von hämorrhagischen Fiebern, der Cholera 
oder sonstiger hochinfektiöser Erkrankung 
enthalten. 

5.  Abwässer aus Anlagen, in denen gentechni­
sche Arbeiten nach dem Gentechnikgesetz 
(GenTG) durchgeführt werden, soweit sie 
gemäß der Gentechniksicherheitsverord­
nung (GenTSV) nicht unschädlich gemacht 
worden sind. 

6.  Sickerwasser und sonstige Stoffe aus Depo­
nien, soweit sie unbehandelt sind, bzw. nicht 
den wasserrechtlichen Anforderungen sowie 
den Grenzwerten nach Abs. 4 entsprechen. 

7.  Abwasser und Wasser, das insbesondere 
zum Zwecke der Wärmeentlastung abgege­
ben wird; hierzu zählt auch Kühlwasser, aus­
genommen geringfügige Mengen. 

8.  belastetes 	Abwasser oder Dampf aus 
Dampfleitungen, Dampfkesseln und Über­
laufleitungen von Heizungsanlagen, ausge­
nommen geringfügige Mengen. 

9.  nicht neutralisiertes Kondensat aus Brenn-
wertkesseln mit einer Feuerungsleistung 
über 200 kW sowie nicht neutralisiertes 
Kondensat bei Verwendung von nicht schwe­
felarmen Heizöl, (gemäß DIN 51603-1). 

10.  farbstoffhaltiges Abwasser, dessen Entfär­
bung im Klärwerk nicht gewährleistet ist und 
Abwasser, das nach dem Klärprozess die 
optischen Eigenschaften des Abwassers 
nachhaltig verändert, (z.B. Schaumbildung). 

11.  gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase 
in schädlichen Konzentrationen (z.B. Kohlen­
dioxid, Schwefelwasserstoff) freisetzt, so ­
weit die Grenzwerte nach Abs. 4 nicht einge­
halten werden. 

12.  Stoffe, die giftig, feuergefährlich, explosiv, 
fett- oder ölhaltig oder seuchenverdächtig 
sind sowie solche, die übelriechende oder 
explosive Dämpfe oder Gase bilden oder 
sonst schädlich sind. Dies können z. B. sein 
–	 Säuren und Laugen, 
–	 Benzin, Heizöl, Schmieröle, tierische und 

pflanzliche Öle und Fette, 
–	 Blut, Molke, 
–	 Jauche, Gülle, Mist, Silagewasser, 
–	 Kaltreiniger und sonstige Reinigungsmit­

tel, die die Ölabscheidung verhindern, 
–	 Emulsionen von Mineralölprodukten, z. B. 

von Schneid- und Bohrölen, Bitumen und 
Teer, 

–	 Karbide, die Acetylen bilden, 
–	 spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe, 

z. B. Natriumsulfid oder Eisen-II-Sulfat, in 
Konzentrationen, die anaerobe Verhält ­
nisse in der Kanalisation eintreten lassen, 

– radioaktive Stoffe.
 
Grenzwerte nach Abs. 4 werden berücksich­
tigt.
 

13.  Problemstoffe und Problemchemikalien ent­
haltendes Abwasser, z. B. solches mit Pflan­
zenschutz- und Holzschutzmitteln, Lösungs­
mitteln (z. B. Farbverdünner), Medikamenten 
und pharmazeutischen Produkten, Beizmit­
teln, soweit die Grenzwerte oder/und Anfor­
derungen nach Abs. 4 überschritten werden. 

14.  Abwasser, das in der Abwasseranlage unge­
wöhnlich belästigende Gerüche auftreten 
lässt. 

15.  Abwässer, die eine Hemmung der Aktivität 
des Belebtschlammes (TTC-Test Hemmung) 
des zugehörigen Klärwerkes bewirken. 

(4) Bei Einleitungen von gewerblichen, industriel­
len und ähnlichen Abwässern sind für die Beschaf­
fenheit und Inhaltsstoffe des Abwassers folgende 
Grenzwerte oder/und Anforderungen, mit den 
dazugehörigen Analyseverfahren der Anlage 1 
(Seite 26 in dieser Ausgabe) dieser Abwassersat­
zung, einzuhalten: 

1.  Grenzwerte, die am Übergabeschacht (Prüf­
schacht im Anschlusskanal) zur öffentlichen 
Abwasseranlage einzuhalten sind: 
1.1 	  Temperatur 33 ° Celsius 
1.2 	  pH-Wert 6,5-10,0 
1.3 	  Absetzbare Stoffe 

(nach 1/2 Std. Absetzzeit) 10 ml/l 
1.4 	  CSB/BSB5 i. V.  ≤ 2.0 

wenn CSB > 600 mg/l 
1.5 	  biologischer-Abbau 

nach 24 Stunden mind. 75 % 
1.6 	  Kohlenwasserstoffe* 20 mg/l 
1.7 	  Schwerflüchtige 

lipophile Stoffe* 250 mg/l 
1.8 	Wasserdampfflüchtige Phenole 

(halogenfrei) 20 mg/l 
1.9 	  Fluorid 50 mg/l 
1.10 	Sulfid 1 mg/l 
1.11 	Nitrit-Stickstoff  10 mg/l 
1.12 	Sulfat 600 mg/l 
1.13 	Ammonium (NH4) - u. 

Ammoniak (NH3) - Stickstoff 80 mg/ 
1.14 	org. gebundener Stickstoff 80 mg/l 
1.15 	Nitrifikationshemmung** < 20% 
1.16 	Phosphor 50 mg/l 
1.17 	AOX 1 mg/l 
1.18 	Cyanid, leicht freisetzbar 1 mg/l 

* Der Grenzwert gilt auch als eingehalten, wenn 
die Schutzziele nach Abs. 2 Nr. 1-5 nicht gefähr­
det sind und der Anschlussnehmer nachweist, 
dass die Abscheideranlage bauartzugelassen, 
normgerecht dimensioniert, ordnungsgemäß be ­
trieben und sachgerecht gewartet wird. 
** Dieser Grenzwert gilt im Verdünnungsverhält­
nis des max. Indirekteinleiterabflusses zum zuge­
hörigen Kläranlagentrockenwetterabfluss. 

2. Anforderungen, die im Abwasserteilstrom und
am Übergabeschacht (Prüfschacht im Anschluss­
kanal) zur öffentlichen Abwasseranlage einzuhal­
ten sind: 

Wasserrechtliche Anforderungen an Abwässer, 

die in eine öffentliche Abwasseranlage eingeleitet 
werden, gelten als Anforderungen im Sinne dieser 
Satzung. 

Bestehen Anforderungen nach Wasserrecht und
der Abwassersatzung am Übergabeschacht,  gel­
ten die strengeren Anforderungen. 

Sofern durch Schadstoffe Gefahren nach Abs. 2 
Nr. 1-5 auftreten können, legt die Stadt im Einzel­
fall - unabhängig von der Regelung in Satz 1 - die 
notwendigen Anforderungen fest. 

(5) Im Einzelfall kann die Stadt eine Ausnahme 
von den Einleitungsbegrenzungen der Abs. 3 und 
4 unter Bedingungen und Auflagen zulassen, 
sofern die in Abs. 2 aufgeführten Schutzgüter 
nicht gefährdet werden. 
Der Anschlussnehmer hat hierzu im Rahmen 
eines Antragsverfahrens die Unbedenklichkeit 
gegenüber den Bestimmungen des Abs 2 Nr. 1-5 
dieser Abwassereinleitung nachzuweisen. Die 
Stadt kann dazu die Vorlage eines abwassertech­
nischen Gutachtens verlangen. 

(6) Die als Konzentration festgelegten Grenzwer­
te in Abs. 4 dürfen nicht entgegen dem Stand der 
Technik durch Verdünnung erreicht werden. 

(7) Industrielle und gewerbliche Einleiter haben 
durch regelmäßige, geeignete Selbstüberwa­
chung die Einhaltung der Grenzwerte nach Abs. 4 
zu überprüfen. Dabei sind die in der Anlage 1, die 
Bestandteil dieser Satzung ist, aufgeführten Un ­
tersuchungsmethoden anzuwenden. Die Stadt 
kann in begründeten Ausnahmefällen Abweichun­
gen von diesen Untersuchungsmethoden vor­
schreiben oder zulassen. 
Die Untersuchungsmethoden werden nach der 
Entwicklung der Analysentechnik fortgeschrieben 
und im Amtsblatt der Stadt veröffentlicht. 
Die Ergebnisse der Selbstüberwachung sind min­
destens 3 Jahre aufzubewahren. Die Stadt kann 
im Einzelfall längere Aufbewahrungsfristen ver­
langen. 

(8) Zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage 
oder zur Einhaltung der wasserrechtlichen 
Genehmigung der Stadt als Gewässereinleiter 
oder zur ordnungsgemäßen Klärschlammentsor­
gung können für die einzuleitenden Abwasserin­
haltsstoffe neben den Grenzwerten auch Fracht­
begrenzungen festgelegt werden. Bei nennens­
werten Frachten bzw. Frachterhöhungen hat der 
Einleiter die Stadt davon schriftlich in Kenntnis zu 
setzen. 

(9) Die Einleitung von gefährlichen Stoffen, insbe­
sondere der Stoffe, die in der Gewässerqualitäts­
verordnung vom 01.06.2001 und im Anhang X 
der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)  in der jeweils 
gültigen Fassung aufgeführt (siehe Anlage 2) sind 
und die wegen ihrer Giftigkeit, Langlebigkeit und 
Anreicherungsfähigkeit im ökologischen System 
ausgewählt worden sind, ist der Stadt anzuzei­
gen. 

(10) Die Einleitung von Grundwasser, Drainage­
wasser oder Drängewasser in die öffentliche 
Abwasseranlage ist grundsätzlich nicht zulässig. 
Ausnahmen können nach den näheren Bestim­
mungen dieser Satzung und unter Beachtung der 
wasserrechtlichen Bestimmungen zur Wasserhal­
tung bei Baumaßnahmen - wenn eine unmittelbare 
Rückführung in das Grundwasser rechtlich und tat­
sächlich nicht möglich ist - auf schriftlichen Antrag 
des Anschlussnehmers von der Stadt erlaubt wer­
den. Die Erlaubnis erfolgt befristet und unter dem 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 
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(11) Der Einleiter hat der Stadt unverzüglich mit­
zuteilen, wenn 
1.  Einleitungen in die öffentliche Abwasseranla­

ge mit möglichen Auswirkungen auf die Ab ­
wasserqualität entstehen (wie z.B. Betriebs ­
störungen, Leckagen, Unfälle u.s.w.) 

2.  Störungen beim Betrieb von Abwasserbe­
handlungsanlagen sowie Vorkommnisse, die 
die Beschaffenheit des Abwassers wesentlich 
verändern können, auftreten. 

§ 8 Abscheideranlagen 

(1) Der Anschlussnehmer, auf dessen Grundstück 
Rückstände von Benzin, Benzol, Heizöl, sonstigen 
Leichtflüssigkeiten oder Fetten aus betrieblicher, 
gewerblicher oder industrieller Nutzung anfallen 
oder derartige Stoffe vorgehalten werden, hat 
nach Anweisung der Stadt Vorrichtungen zur 
Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser 
einzubauen (Abscheideranlage). Art und Einbau­
stelle dieser Vorrichtung bedürfen der schriftli­
chen Zustimmung der Stadt. 
Vor Inbetriebnahme ist die Abscheideranlage von 
der Stadt kontrollieren zu lassen. 

(2) Die Abscheideranlage und ihr Betrieb müssen 
den allgemeinen anerkannten Regeln der Technik 
entsprechen. Diese werden im Regelfall durch die 
entsprechenden DIN-/ EN-Normen vorgegeben. 
Nach § 7 können im Einzelfall darüber hinausge­
hende weitere Anforderungen an den Bau von 
Abscheideranlagen gestellt werden. Der Einsatz 
biologisch aktiver Mittel im Abscheidesystem ist 
nicht zulässig. 

(3) Das entnommene Abscheidegut darf nicht 
eigenmächtig, weder an der Abscheideranlage 
noch an einer anderen Stelle, der öffentlichen 
Abwasseranlage zugeführt werden. 
Bei den von der Stadt entleerten Abscheideranla­
gen erwirbt die Stadt das Eigentum an dem 
Abscheidegut. Die dort enthaltenden Wertgegen­
stände werden als Fundsachen behandelt. 

(4) Die Abscheideranlagen sind gemäß den aner­
kannten Regeln der Technik bzw. DIN-/EN-Nor­
men zu entleeren. Machen besondere Umstände 
(z. B. eine vorzeitige Füllung des Abscheiders) 
eine außerordentliche Entleerung und Reinigung 
erforderlich, so hat der Anschlussnehmer dies 
sofort zu veranlassen. Er haftet für jeden Scha­
den, der durch eine nicht rechtzeitige Entleerung 
entsteht. Die Stadt ist berechtigt, einen Abschei­
der zu entleeren, wenn die Notwendigkeit für eine 
Entleerung vorliegt und der Anschlussnehmer 
diese Entleerung unterlässt. Die ordnungsgemä­
ße Entleerung ist der Stadt innerhalb von 4 
Wochen unaufgefordert nachzuweisen. 

(5) Anschlussnehmer mit Leichtflüssigkeitsab­
scheidern, die durch sachkundige Personen eine 
Eigenkontrolle durchführen, haben ein Betriebsta­
gebuch zu führen und dieses auf Verlangen der 
Stadt vorzulegen. Die Stadt ist berechtigt, jeder­
zeit die Abscheideranlage und das Betriebstage­
buch zu kontrollieren. 

(6) Der Anschlussnehmer hat der Stadt unverzüg­
lich schriftlich mitzuteilen, 
–	 wenn Abscheideranlagen nicht mehr benötigt 

werden, 
–	 wenn Abscheideranlagen zum Zwecke der 

Erneuerung und Unterhaltung vorübergehend 
außer Betrieb genommen werden sollen oder 

–	 wenn im Rahmen der wiederkehrenden Funkti­
ons- und Dichtheitsprüfungen Mängel festge­
stellt worden sind. 

§ 9 Einleiterüberwachung 

(1) Bei gewerblicher und industrieller Nutzung 
eines Grundstücks kann die Stadt verlangen, 
dass auf Kosten des Anschlussnehmers 
1.  zur Messung und zur Registrierung der Ab ­

wassermengen und der Abwasserbeschaffen­
heit Geräte und Instrumente in die Grund­
stücksentwässerungsanlagen eingebaut oder 
an sonst geeigneter Stelle auf dem Grund­
stück angebracht, betrieben und in ordnungs­
gemäßem, betriebsfähigem Zustand erhalten 
werden. 

2. 	 an der Grundstücksgrenze besondere 
Schächte zur Entnahme von Abwasserproben 
und Einrichtungen zur Aufnahme von Messge­
räten eingebaut oder verändert werden. 

Dies gilt auch für andere Grundstücke mit Abwäs­
sern, die - gleich oder ähnlich den Abwässern aus 
gewerblichen oder industriellen Betrieben - in 
besonderem Maße geeignet sind, Gefahren, 
Beeinträchtigungen oder Erschwerungen der in § 
7 Abs. 2 genannten Art hervorzurufen. 

(2) Die Stadt kann im Rahmen der Einleiterüber­
wachung eigenständig auf dem Grundstück Mes­
sungen durchführen und Untersuchungen vorneh­
men oder vornehmen lassen. Die Beauftragten 
der Stadt sind berechtigt Proben zu 
entnehmen 
1. 	aus den Grundstücksentwässerungsanlagen, 

insbesondere aus Prüfschächten im An ­
schluss kanal und an Abwasservorbehand­
lungs anlagen, 

2. 	aus den sonstigen Abwasseranlagen, 
3.  von den zur öffentlichen Abwasserbehand­

lungsanlage (Klärwerk) anzuliefernden Abwäs­
sern, insbesondere Klärschlamm aus Behelfs­
entwässerungsanlagen und Abscheidegut 
nach § 8 dieser Satzung oder 

4.  an anderer geeigneter Stelle, sofern dies zur 
Beurteilung der Abwasserinhaltsstoffe erfor­
derlich ist. 

(3) Die analytischen Untersuchungen der Abwäs­
ser im Hinblick auf die Benutzungsbedingungen 
nach § 7 werden nach den in der Anlage 1, die 
Bestandteil dieser Satzung ist, aufgeführten 
Untersuchungsmethoden durchgeführt. Abwei­
chungen hiervon werden entsprechend § 7 Abs. 
7 Satz 3 behandelt. 

(4) Auf Verlangen der Stadt hat der Anschlussneh­
mer einen für die Abwassereinleitung Verantwort­
lichen sowie einen Stellvertreter schriftlich zu 
benennen. Ein Wechsel dieser Personen ist 
gleichfalls schriftlich anzuzeigen. 

(5) Die Stadt kann im Rahmen der Einleiterüber­
wachung Unterlagen und Angaben verlangen, ins­
besondere wenn dies erforderlich ist 
–	 für die Erfassung und regelmäßige Überwa­

chung sowie Bewertung von Abwassereinlei­
tungen oder/und 

–	 zur wirkungsvollen Schadensbegrenzung oder 
-vermeidung bei möglichen, die Abwasserbe­
seitigung berührenden Störungen. 

§ 10 Auskunftspflicht und Zutritt 

(1) Der Anschlussnehmer hat der Stadt alle zum 
Vollzug der Satzung sowie zur Errechnung der 
Abwassergebühren und eventueller Ersatzansprü­
che erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Gleiches gilt für die Eigentümer oder Betrei­
ber von abflusslosen Gruben und Kleinkläranla­
gen. 

(2) Die Stadt bzw. von ihr Beauftragte sind jeder­
zeit berechtigt, das Grundstück und alle Anlagen­
teile auf dem Grundstück ungehindert zu betre­
ten, um die Grundstücksentwässerung in Verbin­
dung mit dem Vollzug der Satzung zu überprüfen. 
Hierzu gehört auch das Mitbringen der notwendi­
gen Maschinen und Geräte. 
Die Grundstücksentwässerungsanlagen, insbe­
son der e Reinigungs- und Prüföffnungen, Reini­
gungs- und Prüfschächte, Hebeanlagen, Rück­
stauverschlüsse, Absperrvorrichtungen, abfluss­
lose Gruben, Kleinkläranlagen, müssen stets 
zugänglich, im Falle der Grundleitungen prüfbar 
sein. 

(3) Die Beauftragten der Stadt haben sich durch 
einen von der Stadt ausgestellten Dienstausweis 
oder eine Vollmacht der Stadt auszuweisen. 

§ 11 Besondere Anordnungen und Befreiun­
gen 

(1) Die Stadt kann über die Vorschriften dieser 
Satzung hinausgehende Anordnungen treffen, um 
Gefahren abzuwenden, durch welche die öffentli­
che Sicherheit oder Ordnung bedroht wird. Sie 
kann von den Vorschriften dieser Satzung abwei­
chen, wenn die Durchführung der Vorschriften im 
Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde und die Abweichung mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

(2) Die Ausnahmen können unter Auflagen und 
Bedingungen sowie befristet oder/und unter dem 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zugelassen 
werden. 

§ 12 Beiträge und Gebühren 

Ergänzend zu dieser Satzung gelten die: 
a)  Verwaltungsgebührensatzung der Landes­

haupt stadt Düsseldorf, 
b)  Satzung über Anschlussbeiträge für die Her­

stellung, Anschaffung und Erweiterung der 
öffentlichen Abwasseranlage der Landes­
hauptstadt Düsseldorf, 

c)  Satzung über Gebühren für die Entwässerung 
der Grundstücke im Stadtgebiet Düsseldorf, 

d)  Entgeltordnung für die Entleerung, Reinigung 
und Kontrolle der Fettabscheideranlagen zum 
Schutz der öffentlichen Abwasserbeseitigung 
in der Landeshauptstadt Düsseldorf, 

e)  Richtlinien über die Erhebung von Entgelten 
für Leistungen der Chemisch-biologischen La ­
bo ratorien der Landeshauptstadt Düsseldorf, 

f) 	  Satzung über die Entsorgung von Behelfsent­
wässerungsanlagen in der Landeshauptstadt 
Düsseldorf, 

g)  Satzung über Kostenersatz für Arbeiten an 
Anschlusskanälen der Landeshauptstadt Düs­
seldorf. 

§ 13 Haftung 

(1) Bei Betriebsstörungen oder Außerbetriebset­
zung der öffentlichen Abwasseranlage sowie bei 
Auftreten von Mängeln und Schäden, die durch 
Rückstau infolge von Naturereignissen (z. B. 
Hochwasser, Wolkenbrüche, Schneeschmelze) 
oder durch Hemmungen im Wasserlauf (z. B. bei 
Reinigungsleistungen im Straßenkanal) hervorge­
rufen werden, hat der Anschlussnehmer keinen 
Anspruch auf Schadensersatz oder Minderungen 
der Kanalbenutzungsgebühren. Die Stadt ist im 
Rahmen der ihr gegebenen Möglichkeiten ver­
pflichtet, die Störungen zu beseitigen. 

Fortsetzung auf Seite 10 



Seite 10	 Amtliche Bekanntmachungen Nr. 51/52 – 31. Dezember 2011 

Fortsetzung von Seite 9 

(2) Die Grundstückseigentümer und die Benutzer 
haften für schuldhaft verursachte Schäden an der 
öffentlichen Abwasseranlage, die infolge einer 
unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser 
Satzung widersprechenden Benutzung oder/und 
eines mangelhaften Zustandes der Grundstücks­
entwässerungsanlage entstehen. Sie haben die 
Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, 
die wegen solcher Schäden geltend gemacht 
werden. 
Gehen derartige Schäden auf mehrere Grund­
stücksentwässerungsanlagen zurück, so haften 
deren Eigentümer oder Benutzer als Gesamt­
schuldner. 

(3) Der Anschlussnehmer oder der Verursacher 
hat anfallende Kosten zu erstatten, die 
–	 zur Verhinderung des Einleitens bzw. Eindrin­

gens von Abwasser, das nach § 7 Abs. 3 Nr. 
1-15 ausgeschlossen ist bzw. die Grenzwerte 
nach § 7 Abs. 4 nicht einhält, in die öffentliche 
Abwasseranlage, 

–	 bei einer unzulässigen Einleitung in die öffentli­
che Abwasseranlage, bei der für die Stadt die 
Besorgnis besteht, dass eine Störung, Gefähr­
dung bzw. Beeinträchtigung der Abwasserbe­
seitigung eintreten kann bzw. eintritt, 

–	 bei einer unzulässigen Einleitung und dem 
damit verbundenen erhöhten betrieblichen Auf­
wand bei der Abwasserbeseitigung 

entstehen. 

§ 14 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils gülti­
gen Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig 

1)	 entgegen § 3 Abs. 15 dieser Satzung 
Niederschlagswasser von Grundstücken, auf 
denen eine örtliche Niederschlagswasserbe­
seitigung durchgeführt wird, nachträglich 
ohne Zustimmung der Stadt in die öffentliche 
Abwasseranlage einleitet, 

2)	 entgegen § 5 Abs. 1 dieser Satzung 
keine Anschlussgenehmigung/Einleitungs ­
genehmi gung unter Vorlage von prüffähigen 
Entwässerungszeichnungen bei der Stadt 
einholt, 

3)	 entgegen § 5 Abs. 4 dieser Satzung 
vor Erteilung der Genehmigung Arbeiten am 
Anschlusskanal durchführt oder Abwasser in 
die öffentliche Abwasseranlage einleitet, 

4)	 entgegen § 5 Abs. 5 dieser Satzung 
das Einleiten von Abwässern aus der Fassa­
denreinigung/-behandlung vor Beginn der 
Arbeiten nicht anzeigt, 

5)	 entgegen § 6 Abs. 8 dieser Satzung 
nicht den Anschlusskanal außer Betrieb 
nimmt oder beseitigt, wenn der Anschlusska­

nal nicht mehr genutzt wird, 
6)	 entgegen § 6a bis 6d dieser Satzung 

den Anschlusskanal ohne Genehmigung oder 
Zustimmung der Stadt oder nicht durch von 
der Stadt besonders zugelassene Unterneh­
men herstellen, sanieren, außer Betrieb neh­
men oder beseitigen lässt, 

7)	 als Unternehmen entgegen § 6 b Abs. 1 die­
ser Satzung Arbeiten an Anschlusskanälen 
ohne die Zulassung der Stadt durchführt, 

8)	 entgegen § 7 Abs. 2 bis 4 dieser Satzung 
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Ab ­
wasseranlage einleitet, die von der Einleitung 
ausgeschlossen sind, 

9)	 entgegen § 7 Abs. 8 dieser Satzung 
bei nennenswerten Frachten die Stadt davon 
nicht schriftlich in Kenntnis setzt, 

10) entgegen § 7 Abs. 10 dieser Satzung 
Grundwasser, Drainagewasser oder Dränge­
wasser ohne die Genehmigung der Stadt in 
die öffentliche Abwasseranlage einleitet, 

11) entgegen § 7 Abs. 11 dieser Satzung 
der Stadt nicht unverzüglich mitteilt, wenn 
Einleitungen in die öffentliche Abwasseranla­
ge mit möglichen Auswirkungen auf die 
Abwasserqualität entstehen, 

12) entgegen § 8 Abs. 3 dieser Satzung 
das Abscheidegut eigenmächtig aus der Ab ­
scheideranlage entnimmt und der öffentli­
chen Abwasseranlage zuführt, 

13) entgegen § 8 Abs. 4 dieser Satzung 
die Nachweise zur ordnungsgemäßen Entlee­
rung nicht der Stadt vorlegt, 

14) entgegen § 8 Abs. 5 dieser Satzung 
kein Betriebstagebuch führt, 

15) entgegen § 10 Abs. 1 dieser Satzung 
der Stadt nicht alle zum Vollzug dieser Sat­
zung erforderlichen Auskünfte erteilt, 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt 
Arbeiten an der öffentlichen Abwasseranlage vor­
nimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste 
öffnet, Schieber bedient oder in einen öffentli­
chen Kanal einsteigt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann bei vorsätzlicher 
oder fahrlässiger Zuwiderhandlung mit Geldbu­
ßen bis zu 50.000 EUR geahndet werden. 

§ 15 Öffentlich-rechtliche Vereinbarungen 

Unberührt bleiben die von der Stadt in öffent­
lich-rechtlichen Vereinbarungen getroffenen Son­
derregelungen. 

§ 16 Übergangsregelung 

Die vor In-Kraft-Treten der Satzung eingeleiteten 
Verfahren werden nach den Vorschriften dieser 
Satzung weitergeführt. 

§ 17 In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntma­
chung in Kraft und ersetzt die Satzung über die 
Abwasserbeseitigung der Grundstücke im Stadt­
gebiet Düsseldorf (Abwassersatzung) vom 
30.03.2007. 

Bekanntmachungs ­
anordnung 
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
am 15. Dezember 2011 beschlossene Satzung 
über die Abwasserbeseitigung der Grundstücke 
im Stadtgebiet Düsseldorf (Abwassersatzung) 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung NRW beim Zustandekommen 
dieser Satzung über die Abwasserbeseitigung 
der Grundstücke im Stadtgebiet Düsseldorf 
(Abwassersatzung) nach Ablauf eines Jahres seit
ihrer Verkündigung (Öffentliche Bekanntmachung) 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. die Satzung über die Abwasserbeseitigung der 
Grundstücke im Stadtgebiet Düsseldorf (Ab ­
wassersatzung) ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder 

4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegen­
über der Stadt Düsseldorf vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Düsseldorf, den  21. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 

Manfred Abrahams 
Stadtdirektor 

Jahresabschluss 2010 des Zweckverbandes 
Erholungsgebiet Unterbacher See 
Die Veröffentlichung des Jahresabschlusses 
2010 erfolgte im Amtsblatt Nr. 51 für den Regie-
rungsbezirk Düsseldorf vom 29.12.2011. 

Der Jahresabschluss 2010 und der Lagebericht 
können bis zur Veröffentlichung des nächsten 

Jahresabschlusses montags bis freitags von 
09.00 - 13.00 Uhr in der Verwaltung des Zweck-
verbandes, Kleiner Torfbruch 31, 40627 Düssel-
dorf, eingesehen werden. 

Zweckverband Erholgunsgebiet Unterbacher 
See 
Klaus Schräpfer  
Geschäftsführer 
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Satzung über eine Veränderungssperre 
für ein Gebiet zwischen der Rotterdamer Straße, der südlichen Grenze des Nordparks, etwa der Erwin-von-Witzleben-Straße und der 
Hermann-Weill-Straße 
vom 21. Dezember 2011 

Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat am 
15.12.2011 aufgrund der §§ 14, 16 und 17 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), geändert durch das Gesetz zur 
Förderung des Klimaschutzes bei der Entwick­
lung in den Städten und Gemeinden vom 22. Juli 
2011 (BGBl. I S. 1509) folgende Satzung über 
eine Veränderungssperre beschlossen: 

§ 1 

Für das in § 2 bezeichnete Gebiet hat der Rats­
ausschuss für Planung und Stadtentwicklung am 
19.01.2011 einen Aufstellungsbeschluss zur
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 5280/22 
gefasst. 
Zur Sicherung der Planung wird für den künftigen 
Planbereich eine Veränderungssperre angeord­
net. 

§ 2 

Die Veränderungssperre erfasst ein Gebiet zwi­
schen der Rotterdamer Straße, der südlichen 
Grenze des Nordparks, etwa der Erwin-von-Witzle­
ben-Straße und der Hermann-Weill-Straße. 
Maßgebend ist der im Plan Nr. 5280/029 darge­
stellte Geltungsbereich, der Bestandteil der vor­
liegenden Satzung ist. 

§ 3 

In dem von der Veränderungssperre betroffenen 
Gebiet dürfen 

a)  Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen 
zum Inhalt haben sowie Aufschüttungen und 
Abgrabungen größeren Umfangs und Aus­
schachtungen, Ablagerungen einschließlich 
Lagerstätten (§ 29 BauGB) nicht durchgeführt 
oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden; 

b)  erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 
Veränderungen von Grundstücken und bauli­
chen Anlagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige­
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

§ 4 

Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht ent­
gegenstehen, kann von der Veränderungssperre 
eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entschei­
dung über Ausnahmen trifft die Stadt Düsseldorf 
als Baugenehmigungsbehörde. 

§ 5 

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verände­
rungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, 
Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßga­
be des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat 
und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten 
der Veränderungssperre hätte begonnen werden 
dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fort­
führung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
von der Veränderungssperre nicht berührt. 

§ 6 

Die Veränderungssperre tritt mit der Bekanntma­
chung in Kraft. Sie tritt mit der Rechtsverbindlich­

keit des Bebauungsplanes, spätestens jedoch 
nach Ablauf von 2 Jahren außer Kraft. 

(Stadtbezirk 1) 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
am 15.12.2011 beschlossene Satzung über eine 
Veränderungssperre für das vorgenannte Gebiet 
wird hiermit gemäß § 16 Abs. 2 des Baugesetz­
buches (BauGB) in der Fassung der Bekannt ­
machung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), geändert durch das Gesetz zur Förde­
rung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in 
den Städten und Gemeinden vom 22. Juli 2011 
(BGBl. I S. 1509) ortsüblich bekannt gemacht. 

Der Plan Nr. 5280/029 liegt vom Tage der Veröf­
fentlichung dieser Bekanntmachung ab während 
der Dienststunden beim Vermessungs- und Lie­
genschaftsamt, Brinckmannstraße 5, Erdge­
schoss, Zimmer 0001, zur Einsicht aus. 

Dienststunden sind montags bis mittwochs von 
7.30 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags von 7.30 
Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 7.30 Uhr bis 
13.00 Uhr.  

Es wird auf folgendes hingewiesen: 

1. Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
a) 	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 

beachtliche Verletzung der dort bezeichne­
ten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b)  eine unter Berücksichtigung des § 214 
Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor­
schriften über das Verhältnis des Bebau­
ungsplans und des Flächennutzungsplans 
und 

c)  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegen­
über der Landeshauptstadt Düsseldorf, Stadtpla­
nungsamt, Brinckmannstraße 5, 40225 Düssel­
dorf unter Darlegung des die Verletzung begrün­
denden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 
214 Abs. 2 a beachtlich sind. 

2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor­
schriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann beim Zustandekom­
men einer Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntma­
chung) nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah­
ren wurde nicht durchgeführt, 

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbe­
schluss vorher beanstandet 
oder 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt (§ 7 Abs. 6 der GO 
NRW). 

3. Dauert die Veränderungssperre länger als vier 
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder 
der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs 
nach § 15 Abs. 1 BauGB hinaus, ist den 
Betroffenen für dadurch entstandene Vermö­
gensnachteile eine angemessene Entschädi­
gung in Geld zu leisten (§ 18 Abs. 1 Satz 1 
BauGB). Der Entschädigungsberechtigte kann 
Entschädigung verlangen, wenn die vorste­
hend bezeichneten Vermögensnachteile ein­
getreten sind. Er kann die Fälligkeit des An ­
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 

Düsseldorf, 21. Dezember 2011 
61/12-V-5280/029 

In Vertretung des 
Oberbürgermeisters 

Manfred Abrahams 
Stadtdirektor 
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10. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Landeshauptstadt Düsseldorf 
Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat am 
15. Dezember 2011 auf Grund der §§ 5 und 9 
des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-West­
falen (Landesabfallgesetz -LAbfG-) vom 21. Juni 
1988 (GV NRW S. 250/SGV NRW 74), des § 86 
der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesbauordung -BauO NW-) vom 1. März 2000 
(GV NRW S. 256/SGV NRW 232) und des Kreis­
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) 
vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705) fol­
gende Satzung beschlossen: 

Artikel  I 

Die Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Landeshauptstadt Düsseldorf vom 24. Februar 
2000 (Düsseldorfer Amtsblatt Nr. 13 vom 01. 
April 2000) zuletzt geändert durch Satzung vom 
11. Dezember 2008 (Düsseldorfer Amtsblatt Nr. 
51/52 vom 27. Dezember 2008) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 15 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt erweitert: 
11. Sammelbehälter 5.000 l. 

2. § 17 Abs. 5 Satz 1 Nr. 11. erhält folgende 
Fassung: 

11. für 5.000 l-Sammelbehälter 1.500 kg. 

3. § 17 Abs. 5 wird wie folgt erweitert: 
12. für Säcke für Restmüll und Leichtstoffver ­
packungen 20 kg. 

4. § 20 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fas­
sung: 

In geschlossenen Räumen dürfen Sammelbehäl­
ter nur aufgestellt werden, wenn sich dort keine 
ungeschützten Hausanschluss- und Versorgungs­
einrichtungen befinden. 

5. § 20 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fas­
sung: 

Nach der Leerung sind die Sammelbehälter unver­
züglich von der Straße zu entfernen. 

6. § 21 Abs. 1 Satz 5 erhält folgende Fas­
sung: 

Für jeden Sammelbehälter mit 2.500 l, 4.500 l 
bzw. 5.000 l Inhalt muss eine Standfläche 
von 2,75 m x 4,00 m und ein Zufahrtsweg 
von mindestens 3,75 m Breite zur Verfügung ste­
hen. 

7. § 21 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fas­
sung: 

Für den Transport von 2.500 l-, 4.500 l- bzw. 
5.000 l-Sammelbehältern sind Bodenbeläge vor­
zusehen, die eine Achslast von 12 t aufnehmen 
können. 

8. § 21 Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fas­
sung: 

Zusätzlich sind mindestens eine Durchfahrtshöhe 
von 4 m und ein äußerer Wendekreisdurchmesser 
von 15 m einzuhalten. 

9. § 26 Abs. 1 Nr. 12. erhält folgende Fas­
sung: 

12. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 4 Sammelbehälter 
in geschlossenen Räumen aufstellt, in denen sich 
ungeschützte Hausanschluss- und Versorgungs­
einrichtungen befinden, 

Artikel II 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft. 

Bekanntmachungs ­
anordnung 
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
am 15. Dezember 2011 beschlossene 10. Sat­
zung zur Änderung der Satzung über die Abfal­
lentsorgung in der Landeshauptstadt Düsseldorf 
vom 24. Februar 2000 (Düsseldorfer Amtsblatt 

Nr. 13 vom 01. April 2000) wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge ­
meindeordnung NW beim Zustandekommen die­
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. die 10. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Abfallentsorgung in der Landeshaupt­
stadt Düsseldorf vom 24. Februar 2000 (Düs­
seldorfer Amtsblatt Nr. 13 vom 01. April 
2000) ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder 

4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegen­
über der Stadt Düsseldorf vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 2011 

Dirk E lbers 
Oberbürgermeister 

26. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reini gung der 
öffentlichen Stra ßen in der Landeshaupt stadt Düsseldorf 
Der Rat der Landeshaupt stadt Düsseldorf hat am 
15. Dezember 2011 auf Grund des § 7 der 
Gemeindeord nung für das Land Nordrhein-­
Westfalen in der Fassung der Bekanntma chung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 
2023), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Rei­
nigung öffentlicher Straßen (StrReinG NW) vom 
18. De zember 1975 (GV NRW S. 706/SGV NRW 
2061) und der §§ 4 und 6 des Kommunal ­
ab-gabengesetzes für das Land Nordrhein-­
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 
S. 712/ SGV NRW 610) folgende Sat zung 
beschlossen: 

Artikel I 
Die Satzung über die Reini gung der öffentlichen 
Stra ßen in der Landeshauptstadt Düsseldorf vom 
13. Dezem ber 1991 (Ddf. Amtsblatt Nr. 51 vom 
21. Dezember 1991), zuletzt geändert durch Sat ­
zung vom 16. Dezember 2010 (Ddf. Amtsblatt 
Nr. 51/52 vom 25. Dezember 2010) wird wie 
folgt geän dert: 

1. § 3 Abs. 2 Satz 2 entfällt. 

2. § 3 Abs. 2 Satz 3 wird zu Satz 2 und 
erhält folgende Fassung: 
Bei Eis und Schneeglätte sind die Gehwege, Fuß­
gängerstraßen und Straßen, bei denen kein oder 
kein getrennter Gehweg vorhanden ist, in dem in 
Satz 1 genannten Umfang, die von den Grund­
stückseigentümerinnen/Grundstückseigentümern 
zu reinigenden Fahrbahnen auf den für den Fuß­
gängerverkehr notwendigen Übergängen und auf 
gefährlichen Stellen mit abstumpfenden Stoffen 
zu bestreuen. 

3. § 3 Abs. 2 Sätze 4, 5, 6, 7 und 8 werden 
zu den Sätzen 3, 4, 5, 6 und 7 

4. § 6 Abs. 7 Satz 1 erhält folgende Fas­
sung: 
Die jährliche Benutzungsgebühr beträgt je Meter 
Grund stücksseite bei einer einmaligen wöchentli­
chen Reinigung 

1. nur der Fahrbahn maschi nell/manuell (Reini­
gungs pflichtige der Klasse B): 3,37 €, 
2. selbstständige Gehwege, deren Breite 3,00 m 
nicht übersteigt (Reinigungspflich tige  der Klasse 
G): 3,15 €, 
3. von Straßen mit erhöhtem Reinigungsaufwand 
(Reini gungspflichtige der Klasse E): 11,93 €, 
4. in allen übrigen Fällen (Rei nigungspflichtige der 
Klasse C): 7,32 €. 

5. an § 8 Abs. 2 werden als Sätze 3 und 4 
angefügt: 
Ist der Anspruch auf Gebührenminderung nicht 
ausgeschlossen, können die Gebührenpflichtigen 
die Erstattung von Reinigungsausfälle betreffen­
den Gebührenanteilen beantragen. Der Erstat­
tungsantrag ist bis zum 31. März des dem Veran­
lagungsjahr folgenden Jahres schriftlich bei der 
Stadt, Umweltamt, zu stellen (Ausschlussfrist). 

6. § 10 Abs. 1 Nr. 5. wird wie folgt geändert: 
entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 die Gehwege, Fuß­
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gängerstraßen und Straßen, bei denen kein oder 
kein getrennter Gehweg vorhanden ist, nicht in 
dem genannten Umfang von Schnee frei hält 

7. § 10 Abs. 1 Nr. 6, 7, 8 bzw. 9 werden der-
art geändert, dass die Angabe 
„Satz 3“ durch „Satz 2“, 
„Satz 6“ durch „Satz 5“, 
„Satz 7“ durch „Satz 6“ bzw. 

„Satz 8“ durch „Satz 7“ 
ersetzt wird. 

Artikel II 
Die Erläuterungen am Ende des in § 1 Abs. 3 der 
Satzung über die Reinigung der öffentlichen Stra-
ßen in der Landeshauptstadt Düsseldorf genann­
ten Straßenreinigungsverzeichnisses erhalten die 
in Anlage 1 dargestellte Fassung. 

Artikel  III 
Das in § 1 Abs. 3 der Satzung über die Reinigung 
der öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt 
Düssel dorf  genannte Straßenreinigungsverzeich­
nis wird ge mäß der als Anlage 2 beige fügten 
Tabelle geändert. 

Artikel IV 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 20 12 in Kraft. 

Anlage 1 zur 26. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Stra ßen in der Landeshauptstadt Düsseldorf. 

Erläuterungen: 
Reinigungsklasse/-verpflichteter: 
A  = Reinigungspflicht der Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer für die Fahrbahn und den Gehweg. 
B  = Reinigungspflicht der Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer für den Gehweg, maschinelle/manuelle Reinigungspflicht der Stadt 

für die Fahrbahn. 
C  = in allen übrigen Fällen, z. B. maschinelle/manuelle Reinigungspflicht der Stadt für die Fahrbahn und den Geh weg/die Geh wege. 
D  = Reinigungs- und Kostenpflicht des Wegeunterhaltungspflichtigen (Stadt) für die Fahrbahn und den Gehweg/die Gehwege. 
E   = Abrechnungsgebiet mit erhöhtem Reinigungsaufwand. Maschinelle/manuelle Reinigungspflicht der Stadt für die Fahrbahn und den Geh weg/die Geh­

wege. 
G  = Reinigungspflicht der Stadt für den selbstständigen Gehweg. 
SG = Reinigungspflicht der Eigentümerinnen und Eigentümer der angrenzenden Grund stücke für den selbstständigen Gehweg. 

Reinigungshäufigkeit: 
0 = Bedarfsreinigung 
1 = einmal wöchentlich 
2 = zweimal wöchentlich 
3 = dreimal wöchentlich 

5 = fünfmal wöchentlich
7 = siebenmal wöchentlich

10 = zehnmal wöchentlich
12 = zwölfmal wöchentlich

„privat“ = benannte Straßen, welche in privatem Eigentum stehen und nicht der öffentli chen Reinigung unterliegen 
„*“ = n. n. gewidmet 

Anlage 2 zur 26. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Stra ßen in der Landeshauptstadt Düsseldorf. 

Tabelle zur Änderung des Straßenreinigungsverzeichnisses zum 01.01.2012 

Straßenschlüssel Straßenbezeichnung 
(und Verlauf) 

bisherige Reinigung* 
(*nur nachrichtlich, nicht Bestandteil der Satzung) 
(Werte nach alter Systematik) 

Reinigung ab 
01.01.2012 
(Werte nach neuer Systematik) 

1036 Alte Insel C2 privat 

3447 Am Dominikanerkloster – E12 

3478* Am Kittelbach – B1 

0712 Am Neuenhof 
(von: Am Mergelsberg bis: In der Flieth) A1 A1 

0712 Am Neuenhof 
(von: Hauptzug Hs.-Nrn. 3/9 
bis: einschließlich Wendehammer) 

A1 D1 

3448 Am Schmiedekotten – privat 

3459* Berty-Albrecht-Park – C1 

3547 Cloppenburger Weg 
(von: Am Röttchen bis: Wendehammer) C1 C1 

3547 Cloppenburger Weg 
(von: Wendehammer bis: Hs.-Nr. 50) C1 A1 

1588 Erfurter Weg C1 B1 

3446 Hannes-Esser-Platz – C1 

1839 Hardter Höhenweg 
(von: Pfeifferstraße bis: vor Brücke) D1 A1 

1839 Hardter Höhenweg 
(von: Brücke bis: Rennbahnstraße) D1 D0 

2005 Im Lohauser Feld 
(von: Im Grund bis: Neusser Weg) C1 C1 

2005 Im Lohauser Feld 
(von: Neusser Weg bis: Henri-Dunant-Straße) C1 A1 

2043 Jakob-Kneip-Straße 
(Gehwege zu den Häusern 10 bis 162) G8/SG8 G1 

2109 Karl-Panzner-Weg B1 A1 

Fortsetzung auf Seite 14 
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Straßenschlüssel Straßenbezeichnung 
(und Verlauf) 

bisherige Reinigung* 
(*nur nachrichtlich, nicht Bestandteil der Satzung) 
(Werte nach alter Systematik) 

Reinigung ab 
01.01.2012 
(Werte nach neuer Systematik) 

2280 Lilienthalstraße 
(von: Heidestieg bis: Hülsestraße) C1 C1 

2280 Lilienthalstraße 
(von: Hülsestraße bis: Freiligrathplatz) C1 G1 

2283 Lindenstraße 
(von: Grafenberger Allee bis: Ackerstraße) C4 C5 

2283 Lindenstraße 
(von: Ackerstraße bis: Birkenstraße) C4 C3 

3457* Louis-Pasteur-Platz – C1 

3460* Marc-Chagall-Straße – C1 

3458* Maurice-Ravel-Park – C1 

2374 Meisenweg C1 B1 

3832 Metro-Straße 
(von: Schlüterstraße 
bis: Walter-Eucken-Straße (Hauptstraßenzug) 

privat C2 

3832 Metrostraße 
(Stichstraßen) privat privat 

2476 Niederkasseler Lohweg C2 C1 

2523 Opfergasse 
(von: Hammer Dorfstraße bis: Hs.-Nrn. 3/10) C1 C1 

2523 Opfergasse 
(von: Hs.-Nrn. 3/10 bis: Auf den Kuhlen) C1 A1 

3523 Otto-Hahn-Straße 
(von: Max-Born-Straße bis: Hs.-Nrn. 76/78) C1 A1 

3443 Pastor-Kramer-Weg - G1 

2588 Plochinger Straße B1 A1 

2746 Scheidlingsmühlenweg C1 B1 

2843 Spangerstraße 
(Verbindungswege Am Köhnen/Altenbrückstraße) – G1 

2866 Starenweg 
(von: Stichstraße Hs.-Nr. 1c bis Hs.-Nr. 3) B1 A1 

3884* Toulouser Allee – C1 

Verbindungsweg 
(von: Arnheimer Straße bis: Herbert-Eulenberg-Weg) – D0 

3074 Westfalenstraße 
(von Hülsmeyerplatz bis: Helmutstraße) C5 C7 

3074 Westfalenstraße 
(von Helmutstraße bis: Ende) C5 C5 

Bekanntmachungs ­
anordnung 
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf am 
15. Dezember 2011 beschlossene 26. Satzung
zur Änderung der Satzung über die Reinigung der 
öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt Düs­
seldorf vom 13. Dezember 1991 (Düsseldorfer 
Amtsblatt Nr. 51 vom 21. Dezember 1991) wird 
hiermit öffentlich bekannt ge macht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung NRW beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. diese 26. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Reinigung der öffentlichen Straßen in 
der Landeshauptstadt Düsseldorf ist nicht ord­
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor­
den, 

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder 

4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegen­
über der Landeshauptstadt Düsseldorf vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor­
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 2011 

Dirk E lbers 
Oberbürgermeister 

Kraftloserklärung 
Die am 14.12.2009 ausgehändigte Genehmi­
gungsurkunde für den Gelegenheitsverkehr mit 
Taxen mit der Ordnungsnummer 690, ausgestellt 
auf die Firma Michael Bernhard Adler, Erft straße 
8, 40219 Düsseldorf, gültig bis 10.12.2014, 
wird gemäß § 17 Abs.5 des Personenbeförde­
rungsgesetzes (PBefG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 08.08.1990 (BGBI.I S. 
1690) in der jeweils geltenden Fassung für kraft­
los erklärt. 

Eine Zweitschrift der Genehmigungsurkunde 
wurde am 14.12.2011 ausgestellt. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Einwohnerwesen 
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Satzung zur Änderung der Satzung für die Friedhöfe und für die 
Feuerbestattungsanlage der Landeshauptstadt Düsseldorf vom 
24.11.2003 
und Satzung zur Änderung der Gebührentarife zur Gebührensatzung 
für die Friedhöfe der Landeshauptstadt Düsseldorf 
Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat auf­
grund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW ) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NW S. 666/SGV NW 2023) in Verbindung mit 
§ 4 des Bestattungsgesetzes für das Land Nord­
rhein- Westfalen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 17. Juni 2003 ( GV NRW S. 313/SGV 
NRW 2127) sowie §§ 4 und 6 des Kommunalab­
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW 610) am 15.12.2011 die Satzung
zur Änderung der Satzung für die Friedhöfe und 
für die Feuerbestattungsanlage der Landeshaupt­
stadt Düsseldorf vom 24.11.2003 und die Sat­
zung zur Änderung der Gebührentarife zur Gebüh­
rensatzung für die Friedhöfe der Landeshaupt­
stadt Düsseldorf beschlossen: 

Artikel 1 
Die Satzung für die Friedhöfe und für die Feuerbe­
stattungsanlage der Landeshauptstadt Düssel­
dorf vom 24.11.2003 wird wie folgt geändert: 

1. § 23 Abs. 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
Einfassungen bei Sarg-Einzelgrabstätten nach 
§ 14 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 3 sind nicht erlaubt. 

2. § 23 Abs. 6 werden hinter Satz 6 folgende 
Sätze 7 bis 17 angefügt: 
Für die Einfassung von Sarg-Einzelgrabstätten 
nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 ist Naturstein von 6 
cm Stärke und 15 cm Höhe zu verwenden. 
Die Einfassung ist ohne Fundamente zu verle­
gen und wird Bestandteil der Grabfläche nach 
§ 14 Abs. 3 Nr. 2. Der aus dem Boden hervor­
stehende Teil hat eine Höhe von maximal 8 
cm. Andere Materialien und Werkstoffe sind 
nicht zulässig. Für das Verlegen der Einfas­
sung ist eine Genehmigung der Friedhofsver­
waltung notwendig. Diese ist in der Verwal­
tung des jeweiligen Friedhofs zu beantragen. 
Die Genehmigung ist gebührenpflichtig. Die 
Höhe der Gebühr richtet sich nach der jeweils 
geltenden Gebührensatzung. Mit Zahlung der 
Gebühr sind die Abräumkosten und Entsor­
gung der Einfassung nach Ablauf der Ruhefrist 

abgegolten. Der Inhaber der Grabnummern­
karte ist für die gesamte Laufzeit der Grab­
stätte für den ordnungsgemäßen Zustand der 
Einfassung verantwortlich. Nicht ordnungsge­
mäß verlegte Einfassungen oder Einfassun­
gen, die während der Laufzeit des Grabes 
eine Unfallgefahr darstellen, werden nach ein­
maliger Aufforderung zur Schadensregulie­
rung durch die Friedhofsverwaltung abge­
räumt. 

3. § 34 Abs 1. wird folgender Satz 6 als letzter 
Satz angefügt: 
Die Einfassung verwahrloster Einzelgräber 
wird abgeräumt und für einen Monat in der 
Betriebsstelle aufgehoben. Nach Ablauf die­
ser Frist erfolgt die Entsorgung. 

Artikel 2 
Der Gebührentarif zur Gebührensatzung für die 
Friedhöfe der Landeshauptstadt Düsseldorf wird 
wie folgt gefasst: 

Gebührentarif zur Gebührensatzung der Landeshauptstadt Düsseldorf 
gültig ab 01.Januar 2012 

Gebühr /EUR 

1 Erwerb und Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an Grabstätten sowie Nebenleistungen, je Grabstelle 

1.1 Erwerb des Nutzungsrechts 

1.1.1 Grabstätten für Verstorbenen bis 5 Jahren 

1.1.1.1 Einzelgrabstätte für eine Belegung, 12 Jahre 279,67 

1.1.1.2 Einzelgrabstätte für eine Belegung, 15 Jahre 
(Friedhof Hubbelrath) 349,59 

1.1.1.3 Einzelgrabstätte für eine Belegung, 20 Jahre 
(Friedhöfe Angermund und Kalkum) 466,12 

1.1.2 Grabstätten für Verstorbenen über 5 Jahren 

1.1.2.1 Einzelgrabstätte, 20 Jahre 1.007,19 

1.1.2.2 Einzelgrabstätte, 25 Jahre 
(ordnungsrechtlich bestimmte Einzelgrabfelder auf den Friedhöfen Gerresheim und Stoffeln) 1.258,99 

1.1.2.3 Einzelgrabstätte, 30 Jahre 
(Friedhöfe Angermund und Kalkum) 1.510,79 

1.1.2.4 Einzelgrabstätte in ausgewähltem Wahlgrabfeld, 20 Jahre 1.316,52 

1.1.3 Urneneinzelgrabstätte, 20 Jahre 896,00 

1.1.4 Wahlgrabstätte, 30 Jahre 1.974,78 

1.1.5 Zwei- und mehrstellige Wahlgrabstätte in Sonderlage, für 30 Jahre je Stelle 4.691,01 

1.1.5.1 Wahlgrabstätte 1. Größe von mindestens 3 m Länge für 30 Jahre 3.035,89 

1.1.6 Urnenwahlgrabstätte für 5 Urnen, 30 Jahre 2.392,24 

1.1.7 Urnenwahlgrabstätte für 3 Urnen, 20 Jahre 1.257,67 

1.1.8 Urnenwahlgrabstätte im Baumfeld, 30 Jahre, und deren Pflege 2.399,26 

1.1.9 Bei jeder Inanspruchnahme einer Wahlgrabstätte für die Tiefbeisetzung einer Leiche ist bis zum Ablauf ihrer Ruhefrist 
ein Zuschlag zu zahlen. Er beträgt für jedes angefangene Jahr 33,77 

1.2 Wiedererwerb des Nutzungsrechts 

1.2.1 Für den Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an einer Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte sind die bei seinem Ablauf für den 
Ersterwerb des Nutzungsrechtes an der entsprechenden Grabstätte zu entrichtenden Gebühren anteilig je Jahr 
(mindestens 5 Jahre) zu zahlen. 

Fortsetzung auf Seite 16 
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Gebühr /EUR 

1.2.2 Wird das Nutzungsrecht zur Wahrung der Ruhefrist (§ 15 Abs. 2 der Satzung für die Friedhöfe der Landeshauptstadt 
Düsseldorf in der jeweils geltenden Fassung) nacherworben, ist für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist für jedes 
angefangene Jahr anteilig die zum Zeitpunkt des Nacherwerbs für den Ersterwerb des Nutzungsrechtes an der 
entsprechenden Grabstätte zu entrichtende Gebühr zu zahlen. 

1.3 Nebenleistungen zum Nutzungsrecht an einer Grabstätte 

1.3.1 Trennplatten und Einfassungen aus Naturstein bei Wahlgrabstätten für jedes angefangene Jahr der Nutzungszeit 

1.3.1.1 für die 1. Grabstelle 3,27 

1.3.1.2 für jede weitere Grabstelle 0,90 

1.3.2 Genehmigung für das Verlegen einer Sargeinzelgrabeinfassung (Gebühr inkl. Abräumung) 50,49 

2 Bestattungen und Nebenleistungen 

2.1 Bestattungen von Verstorbenen bis zu 5 Jahren 

2.1.1 Sargbestattung (Kind) 269,49 

2.2 Bestattungen von Verstorbenen über 5 Jahre 

2.2.1 Sargbestattung in Einzelgrabstätte 699,34 

2.2.2 Sargbestattung in Wahlgrabstätte 1.020,05 

2.2.3 Sargbestattung in Tiefengrab 1.234,61 

2.2.4 Urnenbeisetzung (auch für Verstorbene bis zu 5 Jahren) 360,81 

2.2.5 Urnenbeisetzung in einem anonymen Grab und deren 20 jährige Pflege 1.212,33 

2.2.6 Bestattung in einer Sargrasengrabstätte und dessen 20 jährige Pflege 2.080,62 

2.2.7 Beisetzung in einer Urnenrasengrabstätte und deren 20 jährige Pflege 1.385,31 

2.2.8 Beisetzung in eine Urneneinzelgrabstätte im Baumfeld und deren 20 jährige Pflege 1.960,32 

2.3 Sonstige Bestattungen 

2.3.1 Zwei gleichzeitige Sargbestattungen in eine Wahlgrabstätte 1.422,43 

2.3.2 Ascheverstreuung im Streufeld, inklusive 20 jähriger Pflege 1.385,31 

2.3.3 Aschevergrabung im Waldfeld, inklusive 20 jähriger Pflege 1.385,31 

Mit den Gebühren nach lfd.-Nummern 2.1.1 bis 2.3.3 sind die Annahmeformalitäten, die Kosten der Grabanfertigung, 
Grabschließung und Kranzüberführung abgegolten 

2.4 Nebenleistungen zur Bestattung 

2.4.1 Nutzung eines Aufbahrungsraumes 137,24 

2.4.2 Nutzung einer Kapelle inklusive Zubehör 207,88 

3 Einäscherungen und Nebenleistungen 

3.1 Einäscherung einer/eines Verstorbenen inklusive Kühlraumnutzung und Aschekapsel und 19% Umsatzsteuer 266,63 

3.2 Nebenleistungen zur Einäscherung 

3.2.1 Aufbewahren einer Urne nach einem Monat je angefangenen Monat 13,00 

3.2.2 Postversand einer Urne 30,00 

3.2.3 Überführung einer Urne vom Krematorium Stoffeln zur Beisetzung auf einem anderen städtischen Friedhof 30,00 

4 Umbettungen und Ausgrabungen 

4.1 Ausgrabung eines Sarges (in der Ruhefrist) 1.714,92 

4.2 Ausgrabung eines Sarges (nach der Ruhefrist) 714,56 

4.3 Wiederbeisetzung nach abgelaufener Ruhefrist 311,80 

4.4 Tieferlegung von Gebeinen für Tiefgrab 1.013,37 

4.5 Ausgrabungsungszuschlag Tiefgrabstätte 571,64 

4.6 Ausgrabung einer Urne 240,35 

4.7 Wiederbeisetzung einer Urne 155,91 

5 Grabpflege (gärtnerische Pflege von Grabstätten bis zum Ablauf der ursprünglichen Nutzungsdauer) 

5.1 bei einer Einzelgrabstätte für Verstorbene bis zu 5 Jahren oder bei einer Urnengrabstätte, abgerundet auf volle Jahre, je Jahr 23,69 

5.2 bei einer Einzelgrabstätte für Verstorbene über 5 Jahre oder bei einer Wahlgrabstätte, abgerundet auf volle Jahre, je Jahr 46,25 

Die Gebührensätze nach lfd. Nummern 5.1 und 5.2 gelten für Fälle, in denen vor Ablauf des Nutzungsrechtes auf den 
Wiedererwerb verzichtet wurde und der Stadt die Pflege der Grabstätte bei sofortiger Abräumung bis zum Ende des 
Nutzungsrechtes übertragen wird oder die Friedhofsverwaltung die Pflege durchführen muss, da die Grabstätte ungepflegt ist. 

6 Urkunden, Umschreibungen 

6.1 Ausfertigen einer Ersatzurkunde über das Nutzungsrecht an einer Grabstätte 11,28 

6.2 Umschreibung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte 18,05 

Artikel 3 
Die vorstehenden Änderungen und Ergänzungen 
der Satzung für die Friedhöfe und für die Feuerbe-

Fortsetzung auf Seite 17 

stattungsanlage der Landeshauptstadt Düssel-
dorf und der Satzung zur Änderung des Gebüh-
rentarifs zur Gebührensatzung für die Friedhöfe 

der Landeshauptstadt Düsseldorf treten zum 
01.01.2012 in Kraft. 
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Bekanntmachungs ­
anordnung 
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
am 15.12.2011 beschlossene „Neufestsetzung 
der Gebührentarife zur Gebührensatzung für die
Friedhöfe sowie die Änderung der Satzung für die 
Friedhöfe und für die Feuerbestattungsanlage der 
Landeshauptstadt Düsseldorf“ wird hiermit öffent­
lich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge ­

meindeordnung NW beim Zustandekommen die­
ser Neufestsetzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündigung (öffentliche Bekanntmachung) 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. diese Neufestsetzung ist nicht ordnungsge­
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder 

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen­
über der Landeshauptstadt Düsseldorf vorher 
gerügt und die dabei verletzte Rechtsvor­
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 2011 

Dirk E lbers 
Oberbürgermeister 

22. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung über die Abfall ent ­
sorgung in der Landeshauptstadt Düsseldorf (Abfallgebühren satzung)
 
Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat 
am 15. Dezember 2011 auf Grund des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) 
und des § 9 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz -LAbfG-) 
vom 21. Juni 1988 (GV NRW S. 250/SGV NRW 
74) und der §§ 4, 5 und 6 des Kommunalabga­
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW S. 610) folgende Satzung be ­
schlossen: 

Artikel I 
Die Gebührensatzung über die Abfallentsorgung 
in der Landeshauptstadt Düsseldorf (Abfallge­
bührensatzung) vom 15. Dezember 1994 (Ddf. 
Amtsblatt Nr. 51 vom 24. Dezember 1994), zu ­
letzt ge ändert durch Satzung vom 16. Dezem­
ber 2010 (Ddf. Amtsblatt Nr. 51/52 vom 25. 
Dezember 2010), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 bis 5 erhalten folgende Fas­
sung: 

(1) Die Grundgebühr je aufgestelltem Sammelbe­
hälter für Restabfälle beträgt jährlich 63,60 
Euro. 

(2) Die Leistungsgebühr für Sammelbehälter für 
Restabfälle beträgt bei wöchentlich einmaliger 
Abfuhr und Entsorgung je Liter aufgestelltem 
Behältervolumen jährlich 3,228 Euro. 

(3) Eigenkompostierern nach § 6 Abs. 2 AES 
wird für die Dauer der Eigenkompostierung auf 
die gemäß Abs. 2 errechnete Leistungsgebühr je 
Liter Behältervolumen bei wöchentlich einmaliger 
Abfuhr und Entsorgung ein jährlicher Abschlag 
von 0,396 Euro gewährt. Beginn und Ende der 
Eigenkompostierung sind dem Umweltamt der 
Landeshauptstadt Düsseldorf unverzüglich mitzu­
teilen. Der Abschlag wird mit Beginn des näch­
sten Monats nach Einbringung des Nachweises 
gemäß § 6 Abs. 2 AES gewährt und endet mit 
Ablauf des Monats, in dem die Eigenkompostie­
rung beendet wird. 

(4) Für Sammelbehälter für Restabfälle die 
gemäß § 20 Abs. 3 AES im Teilservice geleert 
werden, wird je wöchentlicher Leerung auf die 
gemäß Abs. 2 errechnete Leistungsgebühr ein 
jährlicher Ab schlag von 55,80 Euro gewährt. 

(5) Für Sammelbehälter für Restabfälle, die ge ­
mäß § 23 Abs. 1 AES im Keller aufgestellt sind 
und von der Stadt zur Leerung aus dem Keller 

geholt und nach der Leerung wieder in den Keller 
verbracht werden, wird neben der Grund- und 
Leistungsgebühr je wöchentlicher Leerung eine 
jährliche Zusatzgebühr von 25,39 Euro erhoben. 
Hiervon ausgenommen sind Kellerstandorte, die 
mit einem elektrischen Sammelbehälteraufzug 
aus gestattet sind. 

2. § 3a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Die jährlichen Gebühren betragen bei 14-tägli­
cher Abfuhr und Entsorgung über 

1. 80l-Sammelbehälter Vollservice 102,65 Euro 

2. 80l-Sammelbehälter Teilservice 74,75 Euro 

3. 120l-Sammelbehälter Vollservice 140,03 Euro 

4. 120l-Sammelbehälter Teilservice 112,13 Euro 

5. 240l-Sammelbehälter Vollservice 252,15 Euro 

6. 240l-Sammelbehälter Teilservice 224,25 Euro. 

3. § 3b Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 

(1) Für Sammelbehälter für Altpapier, die gemäß 
§ 20 Abs. 3 Satz 3 AES im Vollservice geleert 
werden, wird bei 14-täglicher Abfuhr eine jährliche 
Gebühr von 

1. 27,90 Euro für 80l-, 120l- und 240l-Sammelbe­
hälter 
2. 72,60 Euro für 1.100 l-Sammelbehälter erho­
ben. 

(2) Für 80 l-Sammelbehälter für Altpapier, die 
gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 AES im Keller aufge­
stellt sind und von der Stadt zur Leerung aus dem 
Keller geholt und nach der Leerung wieder in den 
Keller verbracht werden, wird bei 14-täglicher 
Leerung eine jährliche Zusatzgebühr von 12,70 
Euro erhoben. 

4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
(2) Für die einmalige Bereitstellung und Entsor­
gung von Sammelbehältern für Restabfälle außer­
halb der Normalabfuhr beträgt die Gebühr 1/52 
der Leistungsgebühr nach § 3 Abs. 2 bis 6 zuzüg­
lich einer Gebühr von 25,00 Euro und bei Großbe­
hältern von 2.500 bis 5.000 Litern zuzüglich einer 
weiteren Gebühr von 80,00 Euro. Cent-Beträge 
werden auf volle 10 Cent nach unten abgerundet. 

5. § 5 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Die Gebühren gemäß ‘’ 3, 3a, 3b und 4 werden 
durch die Stadt festgesetzt. 

6. In § 5 Abs. 2 Satz 1 wird der erste Spie­
gelstrich nach den Zeichen „§ 3a“ ergänzt 
um die Zeichen „ , § 3 b“. 

Artikel II 
Diese Satzung tritt, am 01. Januar 2012 in Kraft. 

Bekanntmachungs ­
anordnung 
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
am 15. Dezember 2011 beschlossene 22. Sat­
zung zur Änderung der Gebührensatzung über 
die Abfallentsorgung in der Landeshauptstadt 
Düsseldorf (Abfallgebührensatzung) vom 15. 
Dezember 1994 (Ddf. Amtsblatt Nr. 51 vom 24. 
Dezember 1994) wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge ­
meindeordnung NW beim Zustandekommen die­
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. die 22. Satzung zur Änderung der Gebühren­
satzung über die Abfallentsorgung in der Lan­
deshauptstadt Düsseldorf (Abfallgebührensat­
zung) ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be ­
kannt gemacht worden, 

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder 

4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegen­
über der Stadt Düsseldorf vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 2011 

Dirk E lbers 
Oberbürgermeister 
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Sprechstunden des Seniorenbeirats
 
Einige Mitglieder des Seniorenbeirats laden im
 
Januar wieder zu Sprechstunden ein und stehen
 
dann älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern mit
 
Rat und Auskunft zur Verfügung:
 

Stadtbezirk 1 (Altstadt, Carlstadt, Stadtmitte,
 
Pempelfort, Derendorf, Golzheim)
 
Dienstag, 3. Januar, von 10 bis 12 Uhr, nur tele­
fonische Sprechstunde unter 48 21 07.
 

Stadtbezirk 2 (Düsseltal, Flingern)
 
Mittwoch, 4. Januar, von 14 bis 15 Uhr im “zen­
trum plus”/Diakonie, Flurstraße 57c. Während
 
dieser Zeit telefonisch erreichbar unter  66 00
 
60.
 
Stadtbezirk 3 (Oberbilk, Friedrichstadt, Bilk,
 
Unterbilk, Hafen, Hamm, Volmerswerth, Flehe)
 
Donnerstag, 19. Januar, von 11 bis 13 Uhr in der
 
Bezirksverwaltungsstelle 3, Stadtteilzentrum Bilk,
 
Bachstraße 145. Während dieser Zeit telefonisch
 
erreichbar unter 89-9 30 62.
 

Stadtbezirkt 4 (Oberkassel, Niederkassel,
 
Lörick, Heerdt)
 
Mittwoch, 18. Januar, von 15 bis 16 Uhr, gemein-


sam mit dem Verkehrskommissariat 11 der  Poli­
zei Düsseldorf, “zentrum plus”/Diakonie, Gemün­
der Straße 5. Während dieser Zeit telefonisch
 
erreichbar unter 58 67 71 13 oder 58 67 71 11
 
und
 
Dienstag, 31. Januar, von 15 bis 16 Uhr im „zen­
trum plus“/ Diakonie, Aldekerkstraße 31. Wäh­
rend dieser Zeit erreichbar unter 50 31 29.
 

Stadtbezirk 5 (Stockum, Lohausen, Kaisers­
werth, Wittlaer, Kalkum, An germund)
 
Montag, 9. Januar, von 10 bis 12 Uhr, Rathaus
 
Kaiserswerth, Konferenzraum 1. Etage, Kaisers-

werther Markt 23. Während dieser Zeit telefo­
nisch erreichbar unter 89-9 31 64.
 

Stadtbezirk 6 (Lichtenbroich, Unterrath, Rath,
 
Mörsenbroich)
 
Donnerstag, 12. Januar, von 10 bis 12 Uhr,
 
Bezirksverwaltungstelle 6, Münsterstraße 519.
 
Während dieser Zeit telefonisch erreichbar unter
 
89-9 36 48.
 

Stadtbezirk 7 (Gerresheim, Grafenberg, Luden­
berg, Hubbelrath)
 

Dienstag, 24. Januar, von 10 bis 12 Uhr, im „zen­
trum plus“/ Diakonie, Am Wallgraben 38. Wäh­
rend dieser Zeit telefonisch erreichbar unter 29
 
65 28.
 

Stadtbezirk 8 (Lierenfeld, Eller, Vennhausen,
 
Unterbach)
 
Donnerstag, 5. Januar, von 11 bis 12 Uhr im Rat­
haus Eller, Gertrudisplatz 8. Während dieser Zeit
 
telefonisch erreichbar unter 89-9 33 88.
 

Stadtbezirk 9 (Wersten, Himmelgeist, Itter, Holt-

hausen, Reisholz, Has sels, Benrath, Urdenbach)
 
Donnerstag, 19. Januar, von 10 bis 11 Uhr im
 
Netzwerk Benrath, Calvinstraße 14. Während die­
ser Zeit erreichbar unter 9 96 39 33.
 

Stadtbezirk 10 (Garath, Hellerhof)
 
Mittwoch, 18. Januar, von 10 bis 12 Uhr im “zen­
trum plus”/Diakonie, Fritz-Erler-Straße 21. Wäh­
rend dieser Zeit telefonisch erreichbar unter 6 02
 
54 78.
 

Widmung von Straßen 
Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV 
NW S. 1028) wird die unten näher bezeich nete 
Verkehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewid­
met. 

Oberlöricker Straße - Stichstraße 

Von Oberlöricker Straße (östlich Parkplatz Frei­
bad Lörick) in nördliche Richtung, ca. 185 m, 
Gemeindestraße, unbeschränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten zu erhe­
ben. Wird die Klage schriftlich erhoben, so soll 
sie möglichst dreifach eingereicht werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Kostenersatzsatzung 
Satzung über Kostenersatz für Arbeiten an An ­
schlusskanälen im Stadtgebiet Düsseldorf vom 
21.12.2011 

Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat am 
15.12.2011 aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Ge ­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07. 
1994 (GV. NRW. S. 666/SGV NRW 2023), des 
§ 55 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaus­
haltes (WHG – Wasserhaushaltsgesetz) vom 
31.07.2009 (BGBI. I S. 2585.) sowie der §§ 51 
ff. des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-­
Westfalen (LWG) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 25.06.1995 (GV. NRW. S. 926/SGV 
NRW 77) zuletzt geändert durch Art. 3 des Geset­
zes vom 16.03.2010 (GV. NRW, S. 185.)sowie 
des § 10 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 
(GV NRW S 712/SGV NRW 610) folgende Satzung 
beschlossen: 

§ 1 Kostenersatz 

Wenn die Stadt bei besonderen Umständen im 
öffentlichen Straßenraum oder bei Gefahr im Ver­

zug gemäß § 6d Abs. 3 der Satzung über die Ab ­
wasserbeseitigung der Grundstücke im Stadtge­
biet Düsseldorf (Abwassersatzung) in der jeweils 
gültigen Fassung Arbeiten an einem Anschlusska­
nal selbst ausführt oder durch einen von ihr be ­
auftragten Unternehmer ausführen lässt, ist der 
Stadt der Aufwand für diese Arbeiten zu ersetzen. 

§ 2 Ermittlung des Kostenersatzes 

(1) Der Aufwand und die Kosten nach § 1 sind der 
Stadt in der tatsächlich geleisteten Höhe zu 
ersetzen. 

(2) Erhält ein Grundstück mehrere Anschlussleitun­
gen, so werden Aufwand und Kosten für jede 
Anschlussleitung gerechnet. 

§ 3 Entstehung des Ersatzanspruches 

(1) Der Ersatzanspruch entsteht für die Herstel­
lung mit der endgültigen Fertigstellung der
Anschlussleitung, im Übrigen mit der Beendi­
gung der Maßnahme. 

(2) Auf den künftigen Ersatzanspruch kann die 

Stadt eine angemessene Vorausleistung erhe­
ben. 

§ 4 Ersatzpflichtige 

(1) Ersatzpflichtig ist der Eigentümer des Grund­
stücks, das mit der Anschlussleitung einen 
Kanalanschluss erhält. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht belastet, so ist vorrangig 
der Erbbauberechtigte ersatzpflichtig. Mehre­
re Ersatzpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(2) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsa­
me Anschlussleitung, so sind die Eigentümer 
der angeschlossenen Grundstücke Gesamt­
schuldner. 

§ 5 Fälligkeit des Kostenersatzes 

Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach 
Zugang des Heranziehungsbescheides fällig. 

§ 6 In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntma­
chung in Kraft. 

Fortsetzung auf Seite 19 
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Fortsetzung von Seite 18 

Bekanntmachungs ­
anordnung 
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
am 15. Dezember 2011 beschlossene Satzung 
über Kostenersatz für Arbeiten an Anschlusska­
nälen im Stadtgebiet Düsseldorf wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung NRW beim Zustandekommen 
dieser Satzung über Kostenersatz für Arbeiten an 
Anschlusskanälen im Stadtgebiet Düsseldorf 

nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung
(Öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. die Satzung über Kostenersatzsatzung für 
Arbeiten an Anschlusskanälen im Stadtgebiet 
Düsseldorf ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder 

4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegen­
über der Stadt Düsseldorf vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Düsseldorf, den  21. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 

Manfred Abrahams 
Stadtdirektor 

Neue Preise für Trinkwasser 
ab dem 01.01.2012 

Liebe Kundinnen und Kunden,
 

durch eine Änderung im Wasserentnahmeentgeltgesetz (WasEG) steigt das Wasserentnahmeentgelt, eine Abgabe an das 

Land Nordrhein-Westfalen. 


Weitere Informationen über die hohe Qualität des Düsseldorfer Trinkwassers finden Sie im Internet unter www.swd-ag.de. 

Fragen beantworten wir Ihnen gerne auch unter trinkwasser@swd-ag.de.
 

Neue Preise zum 01.01.2012	 

Trinkwasser, Allgemeiner Tarif	 

Netto Brutto*

 Düsseldorf
  Haushaltsbedarf
   Arbeitspreis: €/m3 1,6802  1,7978 

  Gewerbebedarf 
Zum bewässern und Waschen von Gemüse, wenn 
die Gemüseanbaufläche größer als 1.200 m2 ist.


   Arbeitspreis: €/m3 1,5952 1,7069 

 Mettmann
  Haushaltsbedarf
   Arbeitspreis: €/m3 1,7302 1,8513 

 Düsseldorf und Mettmann 
  Grundpreis 
   Zählergröße 0 bis 3:  €/Jahr 75,00 80,25 

*  Auf die Nettopreise wird die Umsatzsteuer mit dem jeweils gültigen Steuersatz	  

erhoben. 

Allgemeiner Hinweis – Trinkwasser 

Die Arbeitspreise enthalten die zusätzlichen Kosten, die 

aufgrund des Wasserentnahmeentgeltgesetzes in Höhe 

von 4,5 Ct/m3 entstehen. 

Sollte die Wasserversorgung künftig mit zusätzlichen 

öffentlich-rechtlichen Abgaben belastet werden, erhöht 

sich der Wasserpreis entsprechend; vermindern sich die 

zusätzliche Belastung wieder, so sinkt der Wasserpreis ent-

sprechend. 

Allgemeiner Hinweis – Abrechnung
 

Ihre Abnahme vor und nach der Preisänderung wird von 

uns nach Zeitanteilen aufgeteilt und abgerechnet. Sie 

können aber auch den Stand Ihres Zählers am 01.01.2012 

selbst ablesen. Teilen Sie uns Ihren Zählerstand dann bitte 

bis spätestens 14.01.2012 per E-Mail, Fax, Internet oder 

telefonisch mit. Wir berechnen Ihren Verbrauch dann in der 

nächsten Rechnung anhand Ihres Zählerstandes. Halten 

Sie bitte hierfür Ihre Vertragskonto und Zählernummer 

sowie den Zählerstand bereit. 

Weitere Fragen beantworten wir Ihnen gerne: 

24 Stunden am Tag - 365 Tage im Jahr 

Service-Telefon: (0211) 821 821 

Service-Fax: (0211) 821 3 821 

Internet: www.swd-ag.de 

E-Mail: info@swd-ag.de 

Stadtwerke Düsseldorf AG 

Höherweg 100 

40233 Düsseldorf 

mailto:info@swd-ag.de
http://www.swd-ag.de
mailto:trinkwasser@swd-ag.de
http://www.swd-ag.de
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Jahresabschluss 2010 der Multifunktions ­
arena Düsseldorf Betriebs- GmbH i.L. 
Die Gesellschafterversammlung der Multifunkti­
onsarena Düsseldorf Betriebs- GmbH i.L. hat am 
22. Dezember 2011 den Jahresabschluss zum 
31.12.2010 festgestellt und hinsichtlich der 
Gewinnverwendung beschlossen, denJahresfehl­
betrag in Höhe von 375.036,26 € auf neue Rech­
nung vorzutragen. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in den 
Geschäftsräumen der Gesellschaft „ESPRIT – 
arena“, Arena-Str. 1, 40474 Düsseldorf,zur Ein­
sichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaft TREUMERKUR Dr. Schmidt und 
Partner KG hat am 18.7.2011folgenden Bestäti­
gungsvermerk erteilt: 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An ­
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und 
den Lagebericht der Multifunktionsarena Düssel­
dorf Betriebs-GmbH i.L., Düsseldorf, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2010 bis 31. De ­
zember 2010 geprüft. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif­
ten und den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrages liegen in der Verantwor­
tung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzu­
geben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla­
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund­
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö­
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir­
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer­
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech­
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsy­
stems sowie Nachweise für die Angaben in Buch­
führung, Jahresabschluss und Lagebericht über­
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange­
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der we ­

sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver­
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel­
lung des Jahresabschlusses und des Lagebe­
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü­
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unse­
re Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge ­
führt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell­
schaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen­
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Ein­
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der künftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Düsseldorf, den 22. Dezember 2011 

Multifunktionsarena Düsseldorf Betriebs-
GmbH i.L. 
Manfred K i rschenste in  
Geschäftsführer 

Bekanntmachung des 
Wahlleiters 
Frau Elke Cardeneo, Schwerinstraße 63, 40476 
Düsseldorf, Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90 /
DIE GRÜNEN in der Vertretung des Stadtbezirks 
1 der Landeshauptstadt Düsseldorf, hat am 
22.11.2011 mit Wirkung zum 31.12.2011 das 
Mandat niedergelegt und ist somit aus dieser Ver­
tretung ausgeschieden. 

Diese Feststellung ergeht gemäß § 37 Ziffer 2 in 
Verbindung mit § 46a Kommunalwahlgesetz 
(KWahlG) i.d. zurzeit gültigen Fassung. 

Gegen diese Feststellung kann gemäß § 41 Abs. 
1 in Verbindung mit § 46a KWahlG binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer­
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Düs­
seldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf 
oder Postfach 200860, 40105 Düsseldorf) 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe­
amten zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Düsseldorf, den 12. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister 
als Wahlleiter 

Dirk E lbers 

Bekanntmachung des 
Wahlleiters 
Frau Annette Klinke, Truchseßstraße 8, 40625 
Düsseldorf, Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90 /
DIE GRÜNEN wurde gemäß § 45 in Verbindung 
mit § 46a Kommunalwahlgesetz (KWahlG) i.d. zur­
zeit gültigen Fassung mit Wirkung zum 
01.01.2012 als Listennachfolgerin für Elke Car­
deneo, Schwerinstraße 63, 40476 Düsseldorf, 
über den Listenwahlvorschlag zum Mitglied der 
Vertretung des Stadtbezirks 1 der Landeshaupt­
stadt Düsseldorf berufen. 

Gegen diese Feststellung kann gemäß § 41 Abs. 
1 in Verbindung mit § 46a KWahlG binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer­
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Düs­
seldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf 
oder Postfach 200860, 40105 Düsseldorf) 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe­
amten zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Düsseldorf, den 12. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister 
als Wahlleiter 

Dirk E lbers 

Bekanntmachung des 
Wahlleiters 
Herr Frank Thimm, Arnheimer Straße 115, 
40489 Düsseldorf, Mitglied der Fraktion CDU 
wurde gemäß § 45 in Verbindung mit § 46a Kom­
munalwahlgesetz (KWahlG) i.d. zurzeit gültigen 
Fassung mit Wirkung zum 01.01.2012 als per­
sönlicher Ersatzbewerber für Dieter Ziob, Nieder­
rheinstra0e 291, 40489 Düsseldorf, über den 
Listenwahlvorschlag zum Mitglied der Vertretung 
des Stadtbezirks 5 der Landeshauptstadt Düssel­
dorf berufen. 

Gegen diese Feststellung kann gemäß § 41 Abs. 
1 in Verbindung mit § 46a KWahlG binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer­
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Düs­
seldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf 
oder Postfach 200860, 40105 Düsseldorf) 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe­
amten zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Düsseldorf, den 12. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister 
als Wahlleiter 

Dirk E lbers 
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12. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der 
Landeshauptstadt Düsseldorf 
Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat am 
15.12.2011 aufgrund des § 7 der Gemeindeord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekannt machung vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) und der 
§§ 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. 
Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) 
folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

Die Verwaltungsgebührensatzung der Landes­
haupt stadt Düsseldorf vom 6. Februar 1974 
(Ddf. Amtsblatt Nr. 6 vom 09.02.1974), zuletzt 
geändert durch Satzung vom 24. Oktober 2001 
(Ddf. Amtsblatt Nr. 45 vom 10.11.2001) und der 
Gebührentarif zur Verwaltungsgebührensatzung 
vom 6. Februar 1974 (Ddf. Amtsblatt Nr. 6 vom 
09.02.1974), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 07. Mai 2002 (Ddf. Amtsblatt Nr. 20 vom 
18.05.2002) wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„Die Gebühr wird mit Beendigung der Leistung 
fällig, wenn nicht in einem besonderen Gebüh­
renbescheid ein anderer Zeitpunkt genannt 
ist. Sie ist zu entrichten, wenn das Schrift­
stück, das die Leistung enthält, ausgehändigt 
wird. In den anderen Fällen wird sie auf Kosten 
des Gebührenschuldners eingezogen, wenn 
kein besonderer Gebührenbescheid notwen­
dig ist.“ 

2. Der Gebührentarif wird wie folgt geändert: 

2.1 Tarifstelle 1 erhält folgende Fassung: 
„Schriftliche Auskünfte, Bescheinigungen, 
Genehmigungen,Erlaubnisse oder ähnli­
che Leistungen, soweit in den Tarifstellen 
6, 7, 11, 12, 16 und 17 sowie 19 bis 25 
nicht etwas anderes bestimmt ist, 
je Auskunft, Bescheinigung usw. 

1,50 bis 75,00 Euro“. 

2.2 In Tarifstelle 2 wird die Gebührenhöhe wie 
folgt festgesetzt: 
bei einem Format bis DIN A 4 1,80 Euro 
bei einem größeren Format 3,60 Euro. 

2.3 In Tarifstelle 4 wird die 
Gebührenhöhe auf 1,50 Euro 
festgesetzt. 

2.4 Tarifstelle 5 erhält folgende Fassung: 
„Beglaubigung von Abschriften, Ablichtun­
gen, Zeichnungen u.ä. 
je Seite 2,50 Euro“. 

2.5 Tarifstelle 8 entfällt. 

2.6 Es wird folgende neue Tarifstelle 8 einge­
fügt: 
„Versand von Akten an Dritte durch das 
Amt für Einwohnerwesen 
je durchgeführte Sendung 12,00 Euro“. 

2.7 Es wird folgende neue Tarifstelle 9 einge­
fügt: 
„Bezahlung mit Bargeld im Amt für Ein­
wohnerwesen 
je Bezahlvorgang ab einer Höhe von 
10 EUR 1,00 Euro“. 

2.8 In Tarifstelle 12 wird die Gebührenhöhe 
auf 25,00 bis

50,00 Euro 
festgesetzt. 

  

2.9 Tarifstelle 13 erhält folgende Fassung: 
„Ausstellen einer Zweitausfertigung von 
Steuerbescheiden sowie von steuerlichen 
Unbedenklichkeitsbescheinigungen, Er­
satz einer Hundesteuermarke nach Ver­
lust 2,50 Euro“.  

2.10 In Tarifstelle 25 wird die Gebührenhöhe 
auf 65,00 Euro
festgesetzt. 

  

2.11 In Tarifstelle 26 wird der Begriff „Ver­
messungs- und Katasteramtes“ ersetzt 
durch den Begriff „Vermessungs- und 
Liegenschaftsamtes“. 

2.12 Die Tarifstellen 27 bis 30 entfallen. 

2.13 In Tarifstelle 31 wird die Gebührenhöhe 
wie folgt festgesetzt: 
je laufender Meter Telekommunikations ­
linie 1,50 Euro 
mindestens je Antrag 75,00 Euro“. 

2.14 In Tarifstelle 32 wird die Gebührenhöhe 
wie folgt festgesetzt: 
je laufender Meter Telekommunikations ­
linie 2,00 Euro 

mindestens je Antrag 150,00 Euro“. 

2.15 In Tarifstelle 33 wird die Gebührenhöhe 
auf 100,00 Euro 
festgesetzt. 

2.16 In Tarifstelle 34 wird die Gebührenhöhe 
wie folgt festgesetzt: 
je Standort 75,00 Euro 
je Ortsbesichtigung 35,00 Euro“. 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 

Bekanntmachungs ­
anordnung 
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
am 15.12.2011 beschlossene 12. Satzung zur
Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der 
Landeshauptstadt Düsseldorf wird hiermit öffent­
lich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvor schriften der 
Gemeindeordnung NRW beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht 
mehr gel tend gemacht werden kann, es sei denn, 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzei geverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent­
lich bekannt gemacht worden, 

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen­
über der Stadt Düsseldorf vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 2011       

Dirk E lbers 
Oberbürgermeister 

Bekanntmachung des Wahlleiters 
Herr Dieter Ziob, Niederrheinstraße 291, 40489 
Düsseldorf, Mitglied der Fraktion CDU in der Ver-
tretung des Stadtbezirks 5 der Landeshauptstadt 
Düsseldorf, hat am 19.09.2011 mit Wirkung zum 
31.12.2011 das Mandat niedergelegt und ist 
somit aus dieser Vertretung ausgeschieden. 

Diese Feststellung ergeht gemäß § 37 Ziffer 2 in 
Verbindung mit § 46a Kommunalwahlgesetz 
(KWahlG) i.d. zurzeit gültigen Fassung. 

Gegen diese Feststellung kann gemäß § 41 Abs. 
1 in Verbindung mit § 46a KWahlG binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Düs­

seldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf 
oder Postfach 200860, 40105 Düsseldorf) 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho-
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Düsseldorf, den 12. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister 
als Wahlleiter 
Dirk E lbers 

Benennung von 
Straßen 
Die Bezirksvertretung 7 beschloss in ihrer Sit-
zung am 22.11.2011 die Benennung der Platzflä­
che Dreherstraße / Schönaustraße in „Helena­
Curtens-und-Agnes-Olmans-Platz“. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 
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2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung der 
Vergnügungssteuer (Vergnügungssteuer satzung) in der Landes­
hauptstadt Düsseldorf 
Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat am 
15. Dezember 2011 aufgrund des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) 
sowie der §§ 1 - 3 des Kommunalabgabengeset­
zes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. 
Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610)
folgende 2. Änderung der Vergnügungssteuersat­
zung der Landeshauptstadt Düsseldorf vom 21. 
November 2005 beschlossen: 

Artikel 1 

Die Satzung über die Erhebung der Vergnügungs­
steuer vom 17. November 2005 wird wie folgt 
geändert: 

§ 4 erhält folgende Fassung: 

§ 4 Spielapparate mit Gewinnmöglichkeit 

(1) Die Vergnügungssteuer für das Halten von 
Spielapparaten mit Gewinnmöglichkeit nach 
§ 1 Nr. 1 beträgt pro Apparat und Monat 

a) in Spielhallen 
15 v.H. des Einspielergebnisses 

b) in Gaststätten und sonstigen Orten 
9 v.H. des Einspielergebnisses 

(2) Einspielergebnis ist die elektronisch gezählte 
Bruttokasse. Die elektronisch gezählte Brut­
tokasse errechnet sich aus der elektronisch 
gezählten Kasse zuzüglich Röhrenentnahme, 
abzüglich Röhrennachfüllung, Prüftestgeld, 
Falschgeld und Fehlgeld. 

(3) Die Erklärung über die Einspielergebnisse 
(Steuererklärung) ist für jeden Aufstellort und 
Kalendermonat nach amtlich vorgeschriebe­

nem Vordruck bis zum 7. Werktag des nach­
fol genden Monats abzugeben; die Steuer ist 
unter Anwendung des Steuersatzes gemäß 
Abs. 1 für jeden Aufstellort gesondert und 
insgesamt selbst zu berechnen. Die der Steu­
ererklä rung zugrunde liegenden  Zählwerk-
ausdrucke sind entsprechend den Ordnungs­
vorschriften der §§ 146 ff Abgabenordnung 
aufzubewahren und der Stadt Düsseldorf ­
Steueramt - auf Verlangen vorzulegen. Die 
Vergnügungssteuererklärung nach Satz 1 ist 
eine Steuererklä rung im Sinne der Abgaben­
ordnung. 

(4) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtun­
gen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein 
Apparat. Apparate mit mehr als einer Spiel­
einrichtung sind solche, an denen gleichzeitig 
zwei oder mehr Spielvorgänge ausgelöst 
werden können. 

(5) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung
eines Apparates sowie jede Änderung hin­
sichtlich Art und Anzahl der Apparate an 
einem Aufstellort bis zum 7. Werktag des fol­
genden Kalendermonats schriftlich anzuzei­
gen. 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2012 in Kraft. 

Bekanntmachungs ­
anordnung 
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
am 15. Dezember 2011 beschlossene 2. Sat­
zung zur Änderung der Satzung über die Erhe­

bung der Vergnügungssteuer (Vergnügungssteu­
ersatzung) in der Landeshauptstadt Düsseldorf 
vom 21. November 2005 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung NRW beim Zustandekommen
dieser 2. Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Erhebung der Vergnügungssteuer (Vergnü­
gungssteuersatzung) in der Landeshauptstadt 
Düsseldorf nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. diese 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung der Vergnügungssteuer 
(Vergnügungssteuersatzung) in der Landes­
hauptstadt Düsseldorf vom 21. November 
2005 ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder 

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen­
über der Stadt Düsseldorf vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Düsseldorf, den 16. Dezember 2011 

Dirk E lbers 
Oberbürgermeister 

Preise für die Schmutzwasserentsorgung und Niederschlagswasser­
entsorgung bleiben stabil 
Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat in 
seiner Sitzung vom 15.12.2011 beschlossen, 
dass die Kanalbenutzungsgebührensätze für 
2012 in unveränderter Höhe bestehen bleiben. 
Somit bleibt die Höhe der Kanalbenutzungsgebüh­
ren für die Schmutzwasserentsorgung und für 
die Niederschlagswasserentsorgung unverän-
dert. 

Auch im Jahr 2012 beträgt der Gebührensatz für 
das Schmutzwasser 1,52 Euro je Kubikmeter. 
Die Schmutzwassergebühr wird nach der bezoge-
nen Frischwassermenge ermittelt. 

Die Kanalbenutzungsgebühr für die Nieder-
schlagswasserentsorgung beträgt auch im 
Jahr 2012 unverändert 0,98 Euro je m²/Jahr 

bzw. bei Gründächern 0,49 Euro je m²/Jahr. Die 
Niederschlagswassergebühr wird nach der von 
den Grundstücken in den Kanal entwässernden 
Fläche ermittelt. 

Öffentliche Sitzungen 
Ausschuss für Wohnungswesen und 
Modernisierung 
Montag, 9. Januar, 15 Uhr, 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Harald Haas, Tel.: 89-94482 

Schulausschuss 
Dienstag, 10. Januar, 15 Uhr, 
Rathaus, Marktplatz 1, EG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Jörg Richter, Tel.: 89- 96964 

Ausschuss für Gesundheit und Soziales 
Mittwoch, 11. Januar, 15 Uhr 
Rathaus Marktplatz 1, EG, 
Großer Sitzungssaal 
Schriftführerin: Bettina Gierling, 
Tel.: 89-25876 

Ordnungs- und Verkehrsausschuss 
Mittwoch, 11. Januar, 16 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 

Schriftführer: Daniel Zarembowicz, 
Tel.: 89-93989 

Ausschuss für Umweltschutz 
Donnerstag, 12. Januar, 15 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 1, EG, Sitzungssaal 
Schriftführerin: Heike Meurer, Tel.: 89-25004 
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Richtlinien über die Erhebung von Entgelten 
für Leistungen der Chemisch-Biologischen 
Laboratorien 
Richtlinien über die Erhebung von Entgelten für Leistungen der Chemisch-Biologischen Laboratorien der Landeshauptstadt Düsseldorf vom 
27.01.1983 

Neufestsetzung der Fahrzeugkostensätze (Tabelle 1), Personalkosten-Stundensätze (Tabelle 2) und Entgelt-Tarifsätze für Analysen (Tabelle 3) ab 
01.01.2012 

Tabelle 1: Fahrzeugkostensätze ab 01.01.2012 

Fahrzeugbezeichnung Fahrzeugsätze 
2012 

Kilometergeld 
Laborwagen I+II 
D-2155, D-2398 0,52 € 

Stundensatz am Einsatzort 
Laborwagen I+II 
D-2155, D-2398 5,32 € 

Tabelle 2: Personalkosten-Stundensätze ab 01.01.2012 

Gruppen Stundensätze 
2012 

Gruppe I 
Stundensatz Gruppe I 40,00 € 

Gruppe II 
Stundensatz Gruppe II 52,00 € 

Gruppe III 
Stundensatz Gruppe III 69,50 € 

Tabelle 3: Entgelt-Tarifsätze ab 01.01.2012 (es folgt die Auflistung der Allgemeinen Parameter etc.) 

Tabelle 3: Entgelt-Tarifsätze für Analysen ab 01.01.2012 

Code Beschreibung Matrix Preis 2012 
€ 

Allgemeine Parameter 
0.001.1 Aussehen (B,S) Boden, Schlamm 3,20 
0.001.4 Trübung Wasser 2,50 
0.001.5 Färbung Wasser 2,50 
0.001.6 Geruch Wasser 2,50 
0.003.1 Lufttemperatur Luft 3,30 
0.003.2 Temperatur Wasser 3,30 
0.004.1 pH-Wert (AEOG) Wasser 3,30 
0.004.2 pH-Wert (B,S) Boden, Schlamm 10,50 
0.004.3 pH-Wert (CaCl2- Aufschl.) Feststoff Boden, Schlamm 21,00 
0.005.1 Leitfähigkeit (AEOG) Wasser 3,30 
0.005.2 Leitfähigkeit (B,S) Boden, Schlamm 10,50 
0.006.1 Sauerstoff Wasser 3,30 
0.007.1 Trockenmasse Boden 14,00 
0.007.2 Trockenrückstand (B,S) Schlamm 14,00 
0.008.1 Korngrößen Trockengut –– 
1.001.1 Redoxpotential Wasser 3,30 
1.002.1 absetzb. Stoffe (Volumen) Wasser 4,80 
Anorganik 
2.001.1 absetzb. Stoffe (Masse) Wasser 16,50 
2.002.1 Glührückstand bzw. -verlust Boden 17,00 
2.004.1 Gesamttrockenrückstand (AEOG) Wasser 16,50 
2.004.1 Filtrattrockenrückstand Wasser 16,50 
2.006.1 abfiltrierbare Stoffe Wasser 16,90 
2.006.2 Suspendierte Feststoffe Wasser 18,90 
2.007.2 Härte (Ca + mg) Wasser 19,90 
2.010.1 aggressive Kohlensäure Wasser 19,50 
2.011.1 Basenkapazität Wasser 17,90 
2.012.1 Säurekapazität/Hydrogencarbonathärte Wasser 17,90 
2.013.1 Permanganat-Index Wasser 21,90 
2.015.1 Ammonium(-N) maßanal. Wasser 30,00 
2.015.2 Ammonium(-N) photometr. Wasser 29,80 
2.015.3 Ammonium(-N) (B, S) Boden, Schlamm 32,00 
2.015.4 Ammonium-N mit CFA-Methode Wasser 33,50 
2.016.1 Nitrit(-N) (A, O,G) Wasser 26,50 
2.017.1 Nitrat-(N) (A) Wasser 29,50 

Fortsetzung auf Seite 24 
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Code Beschreibung Matrix Preis 2012 
€ 

2.017.1 Nitrat(-N) (O,G) Wasser 29,50 
2.018.1 org. geb. Stickstoff (AEOG) Wasser 35,00 
2.018.2 org. geb. Stickstoff (B,S) Boden, Schlamm 35,00 
2.018.3 org.geb.N incl. NH4-Dest. Wasser 33,00 
2.019.1 Ges. N (Abwasser) Wasser 41,70 
2.019.2 Ges.-N (B,S Aufschluß) Boden, Schlamm 35,00 
2.020.1 Kjeldahl-Stickstoff Wasser 32,00 
2.021.1 Ortho-Phosphat Wasser 26,90 
2.022.1 Ges.-Phosphor photom. Wasser 39,00 
2.022.2 Ges.-Phosphor AES-ICP Boden, Schlamm 9,70 
2.023.1 Chlorid (AEOG, IC) Wasser 23,20 
2.023.2 Chlorid (BS) Boden, Schlamm 30,00 
2.025.1 Gasanalyse H2S Faulgas 
2.026.1 Sulfat (AEOG) Wasser 23,20 
2.027.1 Sulfid (AEOG) Wasser 37,00 
2.027.2 Sulfid (B,S) Boden, Schlamm 37,00 
2.030.1 Fluorid (AEOG) Wasser 31,00 
2.030.3 Fluorid, anorg.geb. Wasser 42,00 
2.032.1 Chlor Wasser 38,50 
2.033.1 Phenolindex + Extraktion Wasser 42,00 
2.033.1 Phenolindex (B,S) Boden, Schlamm 42,00 
2.034.1 basisch wirksame Stoffe Boden, Schlamm 39,00 
2.035.1 Tenside (MBAS) Wasser 35,00 
2.037.1 Chromat Wasser 28,00 
2.038.1 Cyanide ges. (AEOG) Wasser 36,00 
2.038.2 Cyanide ges. (B,S) Boden, Schlamm 36,00 
2.038.3 Cyanide leicht freisetzb. (AEOG) Wasser 36,00 
2.038.4 Cyanide leicht freisetzb. (B,S) Boden, Schlamm 36,00 
2.041.1 Element-Einzelbest. AAS-Graph. 

z. B. Blei, Cadmium, Chrom, Kupfer, Nickel nach den aktuellen 
16,90 

2.041.2 Verfahren der DIN Element-Einzelbest. AAS-Hydr. 
z.B. Arsen, Antimon, Selen nach den aktuellen Verfahren der 

23,40 

2.041.3 DIN Element-Einzelbestimmung AES-ICP 
z.B. Calcium, Magnesium, Eisen, Mangan, Zink 

10,50 

2.042.1 Hydrazin Wasser 36,00 
Nitrat-N für den Heizwert (durchgeführt) 29,50 

2.043.1 Chlordioxid und Oxidantien Wasser 38,50 
Organik 
3.001.3 AOX (B,S, Öl) Boden, Schlamm 100,00 
3.001.4 AOX100 (A) Abwasser 100,00 
3.001.5 AOX100 (G) Wasser 90,00 
3.027.1 AOI Abwasser 143,00 
3.001.6 AOX (SPE) für salzhaltige Wässer Abwasser 143,00 
3.002.1 EOX (B) Boden, Schlamm 100,00 
3.002.2 EOX (E) Wasser 100,00 
3.002.3 EOX (Öl) Öl 100,00 
3.003.1 BTXE (O,G) Wasser 60,00 
3.003.2 BTXE (A) Abwasser 60,00 
3.003.3 BTXE (B,S) Boden, Schlamm 60,00 
3.003.4 BTXE (Öl) Öl 60,00 
3.004.1 Chlorbenzole (O,G) Wasser 175,00 
3.004.2 Chlorbenzole (B,S) Boden, Schlamm 175,00 
3.006.6 Kohlenwasserst. (H53) A Abwasser 67,00 
3.006.7 Kohlenwasserst. (H53) G Wasser 65,00 
3.006.8 Kohlenwasserstoffe (H53) (B,S) Boden, Schlamm 67,00 
3.007.3 extrahierbare lipoph.St.(H56) (B,S) Boden, Schlamm 54,00 
3.007.5 schwerfl.lipoph.St.(H56) (A) Abwasser 49,00 
3.008.1 LCKW (G) Wasser 60,00 
3.008.2 LCKW (A) Abwasser 60,00 
3.008.3 LHKW (B,S) Boden, Schlamm 60,00 
3.010.1 PAK (EPA) (O,G) Wasser 75,00 
3.010.2 PAK (EPA) (A) Abwasser 75,00 
3.010.3 PAK (EPA) (B,S) Boden, Schlamm 75,00 
3.011.1 PCB (O,G) Wasser 110,00 
3.011.2 PCB (A) Abwasser 110,00 
3.011.3 PCB (B,S,Öl) Boden, Schlamm 110,00 
3.013.1 DOC (G) Wasser 21,00 
3.013.2 DOC (A) Abwasser 21,00 

Fortsetzung auf Seite 25 
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3.014.1 TOC (A) Abwasser 21,00 
3.014.2 TOC (O,G) Wasser 21,00 
3.014.3 TOC (B) Boden, Schlamm 42,00 
3.018.1 Ölgehalt (B,S) Schlamm 35,00 
3.019.4 Organochlorpestizide (B,S) Boden 185,00 
3.020.1 Heizwert/Brennwert Trockengut 85,00 
3.022.1 Verbrennliches + Aschegehalt Boden, Schlamm 19,90 
3.027.1 AOJ Abwasser 143,00 
3.030.1 MTBE (zusätzlichzu BTXE) Wasser, Abwasser 15,00 
3.032.1 Flockungshilfsmittel (Zuschlagsstoffe) Feststoff 60,00 
3.031.1 Komplexbildner Wasser 210,00 
Biologie 
4.001.1 CSB Wasser 28,00 
4.001.2 CSB Beginn biol. Abbau Wasser 28,00 
4.003.1 BSB (A) Abwasser 45,00 
4.003.2 BSB5 (O, G) Wasser 45,00 
4.003.3 BSB5 unverdünnt Wasser 45,00 
4.004.1 biol. Abbaubarkeit CSB Wasser 85,00 
4.004.2 CSB-Adsorpt. Wasser 28,00 
4.004.3 CSB-Strip. Wasser 28,00 
4.004.4 biol. Abbaubarkeit DOC Wasser 85,00 
4.006.1 TTC-Test Wasser 21,20 
4.006.2 TTC-Test (LC0, LC50) Wasser 42,70 
4.008.1 Schlammzehrungstest 75,00 
4.009.1 Sauerstoffverbrauchsrate Schlamm 75,00 
4.009.2 Sauerstoffverbrauchsrate (LC0, LC50) 150,00 
4.010.1 Nitrifikationsrate Schlamm 140,00 
4.011.1 Denitrifikationstest Schlamm 140,00 
4.012.1 Leuchtbakterientest Wasser 145,00 
4.014.1 Daphnientest Wasser 135,00 
4.018.1 Koloniezahl Wasser 41,00 
4.019.1 Coliforme Wasser 41,00 
4.020.1 E. coli Wasser 41,00 
4.021.1 Streptococcen Wasser, Schlamm 41,00 
4.022.1 Pseudomonas Wasser, Schlamm 41,00 
4.023.1 Saprobienindex Wasser 46,00 
4.024.1 Chlorophyll a Wasser 30,00 
4.025.1 absetzb. Stoffe (KW-Überw.) Abwasser 4,80 
4.028.1 Schlammvolumenindex + TS Schlamm 19,00 
4.028.2 Schlammvolumen  Abwasser 8,50 
4.031.1 wasserdampffl. Säuren Schlamm 34,90 
5.001.1 CSB Dr. Lange Wasser 22,90 
5.002.1 Ammonium(-N) Dr. Lange Wasser 22,90 
5.003.1 Nitrit(-N) Dr. Lange Wasser 22,90 
5.004.1 Nitrat(-N) Dr. Lange Wasser 22,90 
5.005.1 Ges.-Phosphor Dr.  Lange Wasser 22,90 
5.006.1 Ortho-Phosphat Dr. Lange Wasser 22,90 
5.007.1 Sulfat Dr. Lange Wasser 22,90 
5.008.1 Sulfid Dr. Lange Wasser 22,90 
5.012.1 TNb Dr. Lange (LATON) Wasser 23,40 
Probenahme, Probenvorbereitung und Sonstiges 
6.1.001 DPN Wasser 84,00 
6.1.002 qualifiz. Stichprobe Wasser 26,50 
6.1.003 Schöpf-, Stichprobe Wasser 21,00 
6.1.004 Tauchpumpe 38,90 
6.1.006 Temp.- u. pH-Aufzeichnung pro Tag Wasser 110,00 
6.1.009 Feststoff-Mischprobe Feststoff 25,00 
6.1.010 Gewässersedimentprobenahme Feststoff 25,00 
6.1.011 Probenteilung (Feststoff) Feststoff 12,00 
6.1.013 Tiefenprofil Unterbacher See 100,00 
6.2.001 Eluation Feststoff 32,00 
6.2.002 Aufschluß Feststoffe Feststoff 25,00 
6.2.004 Aufschluß Abwasser Abwasser 13,00 
6.2.005 Gefriertrocknung Schlamm 62,90 
6.2.006 Siebung Trockengut 32,00 
6.2.007 Homogenisierung Feststoff 5,00 
6.2.010 Zerkleinern mit Backenbrecher Feststoff 12,80 
6.2.011 Zerschneiden Bohrkern Bohrkern 12,80 
6.3.003 Mikroskopie Gewässergüte Wasser 41,00 
6.3.004 Mikroskopie Belebtschlamm 57,00 

Fortsetzung auf Seite 26 
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Fortsetzung von Seite 25 

Code Beschreibung Matrix Preis 2012 
€ 

6.3.008 GC/MS-Screening 160,00 
6.3.013 ICP-Screening Wasser, Boden, Schlamm 29,10 
6.3.014 2 x Mikroskopie BS Schlamm 85,00 
6.3.015 Laborkläranlage pro Tag 52,00 
6.3.016 Faulversuche Ansatz und Pflege 660,00 
6.3.017 Nachweis über Fluoreszenzmikroskopie* 145,00 
6.3.018 Nachweis über Fluoreszenzmikroskopie** 72,50 
7.1.001 Aufpreis Mesitylen Wasser, Boden, Schlamm 15,00 
7.1.002 Aufpreis zusätzliche Parameter GC-MS headspace 15,00 
7.2.002 Wartung Regenmengenmesser / Monat 
7.3.002 Gasanalyse KW-Überw. 38,00 
7.3.044 Gasmessgerät, Preis pro Woche Einsatz 
Pakete 
7.3.003 Paket Metalle 1 (KVO+As) (O,G) Wasser 126,60 
7.3.004 Paket Metalle 2 (KVO+As) (B) Boden, Schlamm 115,30 
7.3.016 Kontr. online-P Wasser 6,20 
7.3.019 Recyclingklasse 1 Boden, Schlamm 334,70 
7.3.023 LAGA Boden komplett Boden, Schlamm 693,00 
7.3.042 DeponieV 2009 Boden, Schlamm 365,30 
7.3.043 LAGA Boden + DepV2009 Boden, Schlamm 970,90 
7.3.030 LAGA Boden im Orig Boden, Schlamm 516,20 
7.3.031 LAGA Bauschutt komplett Boden, Schlamm 598,20 
7.3.033 LAGA Bauschutt im Orig Boden, Schlamm 481,30 

Es wird nach den jeweilig aktuellen Normverfahren untersucht.
 
Spezielle Fragestellungen und Untersuchungen können auf Anfrage angeboten werden. Weitere Paketpreise können bei Bedarf angeboten
 
werden.
 

* je Bestimmung Nostocoida, Nocardia, Microthrix, Typ 1851 
** je Bestimmung Ammoniumoxidierer, Nitritoxidierer 

Anlage 1 zur Abwassersatzung 

Untersuchungsmethoden zur Bestimmung der Grenzwerte oder/und Anforderungen nach der Abwassersatzung 

1. Grenzwerte nach § 7 Abs. 4 Pkt.1: 

.1 Temperatur DIN 38404 C4-2 

.2 pH-Wert DIN 38404 C5 

.3 absetzbare Stoffe nach 0,5 h Absetzzeit DIN 38409 H9-2 

.4 CSB/BSB5-Verhältnis (CSB > 600 mg/l O2) 
CSB: (je nach Chloridkonzentration) 	 DIN 38409 H41-1 oder (H41-2) 
BSB5:(unter Zugabe von ATH 1,0 mg/l)	 DIN EN 1899-1   

1.5	 biologischer-Abbau nach 24 h DIN EN 9888* 
* Inoculum: Benutzung von Belebtem Schlamm des zugehörigen Klärwerkes 

1.6	 Kohlenwasserstoffe DIN EN ISO 9377-2 
1.7	 Schwerflüchtige lipophile Stoffe DEV H56 (Entwurf) 
1.8	 Phenolindex  DIN 38409 H16-2 
1.9	 Fluorid, gesamt DIN 38405 D4-2 
1.10	 Sulfid, leicht freisetzbar DIN 38405 D27 
1.11 	Nitrit-Stickstoff DIN EN 26777 
1.12	 Sufat DIN EN ISO 10304-1 
1.13	 Ammonium-Stickstoff DIN EN ISO 11732 
1.14	 organisch gebundener Stickstoff 

(Bestimmung des Kjeldahl-Stickstoff abzüglich Ammonium-Stickstoff) 
Kjeldahl-N nach DIN EN 25663 

1.15 	Nitrifikationshemmung DIN EN ISO 9509 
1.16	 Phosphor, gesamt DIN EN ISO 11885 
1.17	 AOX DIN EN ISO 9562; Abschn. 9.3.4 
1.18 	 Cyanid, leicht freisetzbar DIN 38405 D13-2 
1.19	 Dehydrogenasenaktivität (TTC-Test) DIN 38412 L3 

Die Normen sind nach dem jeweils aktuellen Stand anzuwenden 

Anforderungen nach § 7 Abs. 4 Pkt.2: 

Die Analysen- und Messverfahren richten sich nach der Abwasserverordnung - AbwV - zu § 7a WHG in der jeweils gültigen Fassung 
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Ausgabe Erscheinungstag 

jeweils Samstag 
Redaktionsschluss 
jeweils Montag mit Ausnahmen* 

1/2 Doppelausgabe 14. Januar 09. Januar 

3 21. Januar 16. Januar 

4 28. Januar 23. Januar 

5 04. Februar 30. Januar 

6 11. Februar 06. Februar 

7 18. Februar 13. Februar 

8/9 Doppelausgabe 03. März 27. Februar 

10 10. März  05. März  

11 17. März 

24. März 

12. März 

12 19. März 

13/14 Doppelausgabe 07. April 02. April 

15/16 Doppelausgabe 21. April 16. April 

17 28. April 23. April 

18/19 Doppelausgabe 12. Mai 07. Mai 

20 19. Mai 11. Mai (*Freitag) 

21 26. Mai 21. Mai 

22 02. Juni 25. Mai (*Freitag)  

23/24 Doppelausgabe 16. Juni 11. Juni 

25 23. Juni 18. Juni 

26 30. Juni 25. Juni 

27 07. Juli 02. Juli 

28 14. Juli 09. Juli 

29/30 Doppelausgabe 28. Juli 23. Juli 

31/32 Doppelausgabe 11. August 06. August 

33/34 Doppelausgabe 25. August 20. August 

35 01. September 27. August 

36 08. September 03. September 

37 15. September 10. September 

38 22. September 17. September 

39 29. September 24. September 

40/41 Doppelausgabe 13. Oktober 08. Oktober 

42/43 Doppelausgabe 27. Oktober 22. Oktober 

44 03. November 26. Oktober (*Freitag) 

45 10. November 05. November 

46 17. November 12. November 

47 24. November 19. November 

48 01. Dezember 26. November 

49 08. Dezember 03. Dezember 

50 15. Dezember 10. Dezember 

51/52 Doppelausgabe 29. Dezember 19. Dezember (*Mittwoch) 

*Bei umfangreichen Veröffentlichungen wird um vorherige Ankündigung gebeten. Änderung des Abgabetermins nach Absprache möglich. 

Ferienzeiten 2012: 
Osterferien: ............................................................ 02. April bis 14. April 2012
 
Pfingsten: ............................................................... 29. Mai 2012 

Sommerferien: ........................................................ 09. Juli bis 21. August  2012
 
Herbstferien: ........................................................... 08. Oktober bis 20. Oktober 2012
 
Weihnachtsferien: .................................................... 21. Dezember 2012 bis 04.01.2013  
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Pflege braucht 
Beratung 
Das Pflegebüro 

Wer pflegebedürftig ist, findet in Düsseldorf 
ein großes Angebot an Dienstleistungen. Das 
Pflegebüro hilft, eine auf die persönlichen 
Wünsche und Bedürfnisse zugeschnittene 
Lösung zu finden. Die Beratung ist kostenlos 
und trägerunabhängig. 

Rufen Sie an oder kommen Sie vorbei. 

Telefon 899 899 8 

Kontakt 

Das Pflegebüro 
Amt für soziale Sicherung und 
Integration 
Willi-Becker-Allee 8, 2. Etage 

Montag bis Donnerstag von 
9 bis 17 Uhr, Freitag von 9 bis 
16 Uhr und nach Vereinbarung 

www.duesseldorf.de/senioren 

„Düsseldorfer Amtsblatt“, Offizielles Amtsblatt der Landeshauptstadt Düsseldorf. Herausgeber: Der Oberbürgermeister - Amt für Kommunikation - Marktplatz 2, 40213  Düsseldorf. Verantwort ­
lich: Natalia Fedossenko. Redaktion und Anzeigen: Petra Grübl, Telefon 89-93135, Fax: 89-94179, E-Mail: amtsblatt@duesseldorf.de; Internet: http://www.duesseldorf.de. Druck  und  Vertrieb: 
Rheinische Post Verlagsgesellschaft mbH, Zülpicher Str. 10, 40196 Düsseldorf. Das Amtsblatt kann auch abonniert werden. Bezugspreis jährlich 30,60 Euro. Der Versand erfolgt als PDF-Datei per 
E-Mail. Vertrieb: Frau Marlene Weyers,  Tel.  505-1261 und E-Mail: marlene.weyers@rbzv.de. Anzeigenpreisliste Nr 16, gültig ab 01.01.2006.   
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